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Alle  Bechte  vorbehalten. 


Vorwort  zur  ersten  Auflage. 

Der  hier  zum  Abdruck  kommende  Vortrag  stellt  ein  Referat, 
das  auf  der  letzten  Hauptversammlung  (19.  Juni  1915)  des  Mittel- 
europäischen Wirtschaftsvereins  in  Deutschland  gehalten  worden 
ist,  dar.  Auf  Grund  desselben  wurde  auf  der  Versammlung  eine 
Resolution  gefaßt,  welche  Zollunion  oder  Vorzugsbehandlung  alter- 
nativ für  das  künftige  handelspolitische  Verhältnis  der  beiden 
Reiche  in  Aussicht  nahm.*)  Hat  der  Mitteleuropäische  Wirt- 
schaftsverein bisher  die  „Vorzugsbehandlung"  als  Lösung  der 
Frage  der  handelspolitischen  Annäherung  zwischen  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn  begünstigt,  ja  vor  zehn  Jahren 
das  auf  sie  hinzielende  Losungswort  ausgegeben,  das 
jetzt  von  vielen  Verbänden  und  Sachverständigen  aufgenommen 
worden  ist,  so  ist  aber  zu  sagen,  daß  auch  die  Vorzugsbehandlung, 
wenn  sie  zunächst  eine  Minderung  der  Zölle  mit  sich  bringt 
und  der  Rest  einen  vertragsmäßig  festzulegenden  Abbau  er- 
fährt, den  Weg  auf  die  Zollunion  hin  weisen  kann. 

Ob  auf  diesem  oder  einem  anderen  Wege  erreicht,  würde 
die  Zollunion  Österreich-Ungarn  aus  der  wirtschaftspolitischen 
Isolierung  erlösen,  in  die  es  sonst,  wie  die  Dinge  liegen,  immer 
mehr  geraten  muß.  Über  die  erlahmende  Exportkraft  wird  in 
Österreich-Ungarn  selbst  nicht  am  wenigsten  geklagt  und  die 
passive  Handelsbilanz  ist  Zeugnis  dafür,  daß  diese  Klagen  be- 


*)  Sie  besagte:  „Der  Mitteleuropäische  Wirtschaftsverein  in  Deutschland 
hält  es  für  geboten,  die  Schaffung  eines  weiten  einheitlichen  Wirtschaftsgebietes 
zu  betreiben,  sei  es  mit  gemeinsamer  Zollgrenze  und  einer  den  Bedürfnissen 
beider  Volkswirtschaften  angepaßten  Zwischenzollinie,  deren  Abbau  in  der 
Frist  einiger  Jahrzehnte  zu  erfolgen  hätte,  oder  durch  gegenseitige  zollpolitische 
Vorzugsbehandlung  vor  allem  auch  in  Gestalt  einer  Vermehrung  der  zollfrei 
eingeführten  Waren  mit  dem  Ausblick  auf  späteren  Ausbau  dieser  Freiliste." 
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rechtigt  sind.  Österreich-Ungarn  hat  jetzt  darüber  zn  entscheiden, 
ob  es  in  seiner  Entwicklung  dauernd  hinter  anderen  Ländern 
zurückbleiben  oder  seine  Stellung  nach  außen  auch  wirtschafts- 
politisch behaupten  will.  Einkapselung  oder  Expansion! 
Ich  gebe,  indem  ich  das  sage,  allerdings  nur  einer  ganz 
persönlichen  Überzeugung  Ausdruck.  Immerhin  steht  hinter 
ihr  jahrzehntelange  Beschäftigung  mit  dem  Gegenstande,  die 
stets  und  ausschließlich  aus  den  Gesichtspunkten  der  Realpolitik 
erfolgte  und  die  darum  auch  die  Zollunion  ablehnte,  solange 
sie  schlechterdings  unerreichbar  war.  Ich  will  nicht  behaupten, 
daß  sie  heute  zu  erreichen  ist.  Vielerlei  Standpunkte  können, 
wie  auch  dieser  Vortrag  ausweist,  gegen  sie  aufgeboten  werden. 
Auch  hat  Deutschland  viel  weniger  Anlaß  sie  zu  betreiben  als 
sein  Verbündeter.  Aber  wenn  nicht  jetzt  erreicht,  müßte  ihr 
Plan  wohl  endgültig  begraben  werden. 

Berlin  im  Juli  1915. 


Vorwort  zur  zweiten  Auflage. 

Seitdem  der  erste  Vortrag  gehalten  wurde,  hat  (23.  u.  24.  Juli 
1915)  eine  Delegiertenkonferenz  der  Mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereine in  Berlin  stattgefunden.  Das  hier  von  mir  er- 
stattete Referat  gelangt  in  dieser  Broschüre,  deren  erste  Auf- 
lage rasch  vergriffen  worden  ist,  an  zweiter  Stelle  zum  Abdruck. 
Auch  die  Fassung  des  ersten  Vortrags  hat  mancherlei  Ver- 
besserungen erfahren.  Der  von  der  vorerwähnten  Konferenz  an- 
genommene Beschlußantrag  erklärt,  daß  „die  der  wirtschaftlichen 
Vereinigung  zu  gebende  Form  die  zollpolitische  Bevorzugung  sein" 
solle,  „die  einen  fortschreitenden  Ausbau  zuläßt". 

Berlin  im  August  1915. 

Julius  Wolf, 
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und  Vereinheitlichung  der  Zollformalitäten,  mit  der  Vereinheit- 
lichung des  Textes  der  Handelsverträge  und  der  Zolltarif- 
schemata, auch  mit  der  Frage  eines  Zollschiedsgerichts;  mit 
der  Organisation  der  Wanderungen  der  Saisonarbeiter  und  der 
Regelung  des  „Markts"  derselben,  mit  der  Vorbereitung  eines 
Rechtshilfe  Vertrages  zwischen  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn,  mit  der  Aufstellung  gemeinsamer  Normen  für  die  Be- 
aufsichtigung der  Versicherungsgesellschaften,  mit  der  Verein- 
heitlichung der  für  die  Erwerbsgesellschaften  geltenden  gesetz- 
lichen Bestimmungen  (insbesondere  für  die  Gesellschaften  mit 
beschränkter  Haftung);  auch  die  Vereinheitlichung  der  Grund- 
sätze zur  Verfolgung  des  unlauteren  Wettbewerbs,  wie  die 
Vereinheitlichung  des  Markenrechts  hat  er  betrieben  und  der  ver- 
mögensrechtlichen Ansprüche  Privater  gegen  fremde  Schuldner- 
staaten sich  angenommen;  die  Veranstaltung  periodischer  Kon- 
ferenzen der  Notenbanken  ist  Gegenstand  internationaler  Be- 
ratungen noch  jüngst  gewesen.  Er  hat  schließlich  erwirkt  die 
Vereinheitlichung  des  Scheckrechts  für  einen  weiteren  Kreis 
von  Staaten  und  hat  für  Einführung  des  internationalen  Post- 
überweisungsverkehrs Entscheidendes  getan;  darüber  hinaus 
hat  er  die  Frage  der  Einrichtung  eines  internationalen  Bank- 
giroverkehrs der  Prüfung  unterzogen.  Früher  schon  hat  er 
größere  Arbeiten  der  Neuregelung  unserer  handelspolitischen 
Beziehungen  zumal  zu  den  amerikanischen  Staaten  ge- 
widmet, da  die  Bedrohlichkeit  der  amerikanischen  Konkurrenz 
einer  der  Ausgangspunkte  seiner  Tätigkeit  gewesen  war. 

Mit  alledem  ist  er  aber  dem  Ziele  speziell  einer  handels- 
politischen Annäherung  der  mitteleuropäischen  Staaten  nur 
wenig  nähergekommen.  Um  ein  dem  Krieg  entlehntes  Bild 
zu  gebrauchen,  es  war  bisher  nur  ein  Stellungskampf,  den  wir 
führten  und  der  uns  nur  langsam  weiterbringen  konnte.  Jetzt 
ist  die  Zeit  des  Bewegungskrieges  für  uns  gekommen.  Der 
Krieg  erst  schafft  uns  jene  Bewegungsfreiheit,  deren  wir  be- 
dürfen. Denn  er  schafft  auch  handelspolitisch  tabula  rasa, 
wenigstens  im  Verhältnis  zu  unseren  Feinden. 

Zehn  Jahre  lang  haben  wir  das  tote  Gewicht  des  Frank- 
furter Friedens  an  unserem  Fuße  geschleppt.  Wir  kamen 
unserem  großen  Ziele  nicht  näher,  weil  durch  jenes  Friedens- 
instrument Frankreich  die  Meistbegünstigung  für  ewige  Zeiten 
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eingeräumt  war,  und  diese  Meistbegünstigung  eine  Vorzugs- 
behandlung im  Verhältnis  Österreich-Ungarns  und  Deutsch- 
lands nicht  zuließ.  Für  eine  andere  und  größere  Lösung,  die 
völkerrechtlich  möglich  gewesen  wäre,  die  „Zollunion",  fehlte 
aber  die  Stimmung,  fehlte  der  Schwung  der  Zeit,  fehlte  auch 
die  Erfahrung  dieses  Krieges.  Erst  heute  weiß  Österreich- 
Ungarn,  was  es  an  uns  hat,  wissen  wir,  was  wir  an  Österreich- 
Ungarn  haben,  und  daß  wir  in  dieser  Welt  von  Feinden  im 
Sinne  des  Rütlischwurs  „Wir  wollen  sein  ein  einzig  Volk  von 
Brüdern,  in  keiner  Not  uns  trennen  und  Gefahr"  aufeinander 
angewiesen  sind.  Es  gilt,  meine  Herren,  den  Schwung  dieser 
Zeit  auf  die  Mühlen  des  beiderseitigen  wohlverstandenen  Inter- 
esses zu  leiten.  Aber  wir  wollen  selbstverständlich  nichts, 
können  nichts  anderes  wollen,  als  was  uns  frommt. 

Meine  Herren!  Was  ist  die  Aufgabe?  Die  Aufgabe,  die 
uns  gestellt  ist,  ist  eine  politische  und  wirtschaftliche.  Auch 
eine  politische,  insofern  unsere  Volkswirtschaft  auf  das 
politische  Bündnis  angewiesen  ist.  Ohne  dieses  Bünd- 
nis würden  wir  die  Ziele  dieser  unserer  Volkswirtschaft,  soweit 
sie  nach  außen  weisen,  nur  zum  Teile  zu  erreichen  vermögen,  da 
die  Gefahr  sonst  nahe  läge,  daß  wir  unseren  Feinden  unterlägen. 

Jene  Verstärkung  unserer  Rüstung,  die  das  politische 
Bündnis  mit  Österreich-Ungarn  bedeutet,  ist  für  uns  also  auch 
wirtschaftlich  ein  Faktor.  Ich  betone  mit  Absicht  diese  Selbst- 
verständlichkeit. Und  jede  weitere  Sicherung,  jede  tiefere  Ver- 
ankerung, die  das  politische  Bündnis  erfährt,  ist  auch  vom  Volks- 
wirt, vom  Kaufmann,  vom  Industriellen  aufs  wärmste  zu  be- 
grüßen. 

Zunächst  für  diese  Sicherung  kann  Wesentliches  nun 
durch  Mittel  der  Handelpolitik  geschehen.  Die  Aufgabe  ist  weiter, 
die  beiden  Volkswirtschaften  auf  eine  höhere  Stufe  der  Leistungs- 
fähigkeit zu  heben,  zunächst  auf  dem  Wege  gegenseitiger  Er- 
gänzung. Weniger  kommt  das  für  das  Gebiet  der  Landwirt- 
schaft in  Betracht.  Aber  im  Kriege  will  es  doch  auch  etwas 
bedeuten,  daß  beispielweise  die  diesjährige  Ernte  Österreich- 
Ungarns  eine  Vollernte  zu  werden  verspricht,  während  die 
unsere  infolge  der  Trockenheit,  die  den  Osten  heimgesucht  hat, 
stellenweise  hinter  dem  Durchschnitt  zurückbleibt.  Diese  Er- 
gänzung ist  klimatisch  vorbereitet.    Ungarn,  zumal  die  große 

l* 
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ungarische  Ebene  und  Nordwestdeutschland  repräsentieren  ver- 
schiedene Klimate,  fast  schon  verschiedene  Zonen.  Wie  hier 
eine  Verschiedenheit  der  W  e  1 1  e  r  1  a  g  e ,  ist  für  das  Gebiet  der 
Industrie  eine  Arbeitsteilung  heute  schon  erkennbar.  Es 
wird  darüber  noch  zu  sprechen  sein.  Ein  wirtschaftlicher  Zu- 
sammenschluß oder  doch  ein  wirtschaftliches  Näheraneinander- 
rücken wird  unter  solchen  Umständen  auch  ein  Bestandteil  unserer 
wirtschaftlichen  Rüstung. 

Auch  der  amerikanischen  Konkurrenz  will  in  diesem 
Zusammenhange  gedacht  sein. 

Als  unser  Verein  gegründet  wurde,  spielte  der  Ausblick 
auf  die  amerikanische  Konkurrenz  eine  beträchtliche  Rolle. 
Die  landwirtschaftliche  Konkurrenz  speziell  der  Vereinigten 
Staaten  war  allerdings  im  Abflauen.  Aber  mit  Bezug  auf 
die  Industrie  mußte  erklärt  werden,  daß  sich  die  Konkurrenz 
für  die  Märkte  der  Zukunft  mit  jedem  Jahr  stärker  geltend 
machen  dürfte,  wobei  sie  ihre  Stärke  hole  aus  dem  Umfang  des 
inneren  Marktes,  der,  trotzdem  an  Zahl  der  Konsumenten  dem 
inneren  Markt  Deutschlands  kaum  um  die  Hälfte  überlegen,  doch 
vermöge  der  Konsumkraft  des  Einzelnen  insgesamt  mit  dem 
Zwei-  bis  Dreifachen  des  deutschen  zu  veranschlagen  sei. 
Heute  sind  die  Vereinigten  Staaten  der  „tertius  gaudens" 
dieses  Krieges,  nicht  England,  wie  nach  ihrer  chimärischen 
Rechnung  die  Asquith,  Lloyd  George  und  Grey,  diese  blutigen 
Dilettanten  der  Volkswirtschaft,  geglaubt  haben :  Die  Vereinigten 
Staaten  sind  der  lachende  Erbe  dieses  Krieges  dank  erstens 
der  ungeheuren  Preise,  die  sie  für  ihre  Munitions lieferungen 
und  bei  dadurch  erwirkter  Verlängerung  des  Krieges  er- 
halten, dank  in  noch  höherem  Grade  zweitens  der  Kriegspreise, 
die  ihnen  für  ihre  Exporte  an  Rohstoffen  jeder  Art  gezahlt 
werden,  vor  allem  aber  dank  drittens  dem  Umstände,  daß 
ihr  Kapital  intakt  bleibt,  während  die  kriegführenden  Mächte 
schon  im  ersten  Kriegsjahr,  gering  gerechnet,  75  Milliarden  M. 
aufgewendet  haben  werden  aus  dem  Titel  der  Kriegskosten 
allein,  wozu  noch  die  Einbußen  an  Nationaleinkommen  dank  der 
wirtschaftlichen  Beeinträchtigungen  und  an  nationalem  Vermögen 
dank  der  Kriegsverwüstungen  treten.  Anderthalb  Jahre  Krieg 
werden  Europa  alles  in  allem  erklecklich  über  200  Milliarden 
M.  gekostet  haben,  d.  h.  nicht  viel  weniger,  als  z.  B.  das  gesamte 


Nationalvermögen  Frankreichs  (heute)  beträgt.  Während  Europa 
derart  verarmt,  bleibt  die  amerikanische  Volkswirtschaft  weit 
vom  Schuß,  im  Vollbesitz  ihrer  Kräfte,  vor  allem  auch  ihrer 
Kapitalien,  in  größter  Regsamkeit  und  Blüte.  So  ist  denn  kein 
Zweifel,  daß  wir  nach  dem  Kriege  die  amerikanische  Konkurrenz 
so  recht  erst  kennen  lernen  werden.  Der  Zinssatz  in  Amerika 
wird  nicht  mehr  höher  als  der  unsere  sein,  die  Kapitalzinsen 
werden  nicht  mit  höheren  Beträgen  die  Produktionskosten  be- 
lasten, gleichzeitig  wird  die  Union  in  die  Lage  versetzt,  ihre 
Exporte  zu  finanzieren.  In  die  neuen  Länder  mußten  ja  die 
Fonds  zum  Teil  geliehen  werden,  aus  denen  dann  gekauft  wurde. 
Die  Union  bedarf  nur  eines  weiteren  Ausbaus  der  SchiiFahrtslinien 
dahin,  um  die  entwicklungsfähigsten  und  hoffnungsvollsten  aller 
Märkte  ganz  anders  zu  beherrschen  als  bisher.  Für  uns  ergibt 
sich  aber  die  Moral  daraus,  zu  versuchen,  gemeinsam  mit 
Österreich-Ungarn  uns  einige  der  Vorteile  nutzbar  zu  macheu, 
über  welche  die  Union  verfügt,  so  durch  Schaffung  eines  größeren 
Binnenmarktes  uns  die  Vorteile  der  Massenerzeugung  in  stärkerem 
Maße  als  bisher  anzueignen,  aber  dann  auch  diesen  größeren 
Binnenmarkt  unter  schärferem  Ausschluß  der  englischen,  franzö- 
sischen, italienischen  Konkurrenz  uns  und  dem  Verbündeten 
vorzubehalten,  wie  etwa  mit  verstärkten  Kräften  auf  den 
Außenmarkt  zu  treten. 

Noch  anderes  drängt  uns  in  die  Bahn  dieser  Entwicklung. 

Eine  wirtschaftliche  Koalition  England — Frankreich — 
Italien  deutet  sich  an,  in  zunächst  unbestimmten  Formen.  Daß 
England  den  Markt  Frankreichs  und  Italiens  weiterhin  ganz 
anders  zu  beherrschen  suchen  wird  als  bisher,  ist  anzunehmen. 
Es  wird  diese  seine  Vasallen,  die  sich  in  Schuldknechtschaft 
begeben  haben,  wirtschaftlich  zu  knebeln  suchen.  Es  wird 
ihnen  Daumschrauben  anlegen,  ihnen  gegenüber  kaum  anders 
verfahren  als  der  römische  Gläubiger  mit  dem  römischen  Schuldner 
verfuhr.  Frankreich  und  Italien  werden  der  englischen  Ware 
eine  bevorzugte  Stellung  einräumen  müssen,  in  dieser  oder  jener 
Weise. 

Durch  die  ungeheuren  Kriegsausgaben  Englands  wird  end- 
lich der  seit  langem  betriebene  engere  Zusammenschluß 
Englands  mit  seinen  Kolonien  in  die  Wege  geleitet. 
Der  alte  Traum  Chamberlains  ist  im  Begriffe  in  Erfüllung  zu 
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gehen.  Ohne  Zölle,  zumal  Lebensmittelzölle,  kann  England  nach 
dem  Kriege  unter  keinen  Umständen  mehr  auskommen,  die  Zölle 
müssen  Geldquellen  für  das  Vereinigte  Königreich  werden,  wie 
sie  es  vorübergehend  schon  während  des  Burenkriegs  waren. 
Sie  schaffen  gleichzeitig  die  Möglichkeit,  die  Kolonien  zu  Un- 
gunsten anderer  Lieferanten  landwirtschaftlicher  Produkte  zu 
bevorzugen  gegen  die  Gewährung  einer  Vorzugsbehandlung  in 
den  Kolonien  für  jene  Industrieerzeugnisse  des  Mutterlandes, 
die  die  Kolonien  nicht  selbst  erzeugen. 

Leider  muß  nach  alledem  gesagt  werden,  daß  der  Krieg, 
trotz  aller  unserer  Siege,  fürs  erste  unsere  Position  und  selbst- 
verständlich auch  die  Österreich-Ungarns  auf  den  Außenmärkten 
nicht  verbessern  wird.  Auch  auf  dem  Binnen  markte  wird  sich, 
trotz  allen  Retablissements,  welches  nach  dem  Kriege  einsetzt, 
die  herabgesetzte  Kaufkraft  geltend  machen.  So  muß  denn  ge- 
rettet werden,  was  zu  retten  ist. 

In  Summa:  politisch  und  wirtschaftlich  empfiehlt 
sich  ein  engerer  Zusammenschluß  der  zwei  Reiche.  Auch 
dann,  wenn  Österreich-Ungarn  uns  nur  einen  Bruchteil  dessen 
bieten  kann,  was  wir  verlieren,  und  wir  selbst  Österreich-Ungarn 
die  ihm  verlorengehenden  Absatzgelegenheiten  nur  zum  Teil  er- 
setzen können.  — 

Welche  Möglichkeiten  des  Zusammenschlusses 
kommen  nun  in  Betracht?  Hauptsächlich  diese  Frage 
zu  beraten,  sind  Sie  hier  zusammengekommen.  Sie  wollen  Aus- 
kunft erhalten  und  sich  darüber  äußern,  in  welcher  Form  der 
Zusammenschluß  Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  am  zweck- 
mäßigsten zu  bewirken  sein  wird.  Verschiedene  Modalitäten 
stehen  in  Frage. 

Als  der  Verein  gegründet  wurde,  hatte  eine  neue  Handels- 
vertragsperiode eben  begonnen,  eine  Anzahl  großer  Handels- 
verträge waren  abgeschlossen  oder  die  Verhandlungen  darüber 
eingeleitet;  dagegen  standen  noch  Verträge  mit  den  Vereinigten 
Staaten  und  Argentinien  aus.  Die  Union  bekennt  sich  aber 
bekanntlich  zum  Prinzip  der  Reziprozität,  der  bedingten 
Meistbegünstigung,  so  wie  übrigens  auch  Europa  in  der  Zeit 
von  1830  bis  1860.  Nach  dem  Prinzip  der  Reziprozität  fallen 
die  Einräumungen,  welche  nach  Abschluß  eines  Meist- 
begünstigungsvertrages   mit    einem    Staate    anderen    Staaten, 


—    7     - 

einem  dritten,  vierten,  fünften  gemacht  werden,  dem  sogen, 
meistbegünstigten  zweiten  Staate  nicht  ohne  weiteres  zu, 
sondern  erst  dann,  wenn  er  sich  zu  neuen  Konzessionen  ent- 
schließt, welche  denen  des  dritten,  vierten,  fünften  Staates  gleich- 
wertig erachtet  werden.  Zusätzliche  Vergünstigungen  muß  er 
sich  sonach  durch  zusätzliche  Konzessionen  erkaufen.  Nach  dem 
System  der  Reziprozität  ist  eine  Differenzierung  dritter 
Staaten  möglich  und  sie  ergibt  sich  ganz  von  selbst ;  es  konnte 
danach  auch  zu  einem  System  der  Bevorzugung  für  uns  werden 
und  stellte  somit  die  eine  Möglichkeit  des  Aneinanderrückens 
für  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  dar. 

Wir  haben  jedoch  die  Überzeugung  gewinnen  müssen,  daß 
es  nicht  geraten  wäre,  das  System  der  unbedingten  Meist- 
begünstigung als  leitendes  Prinzip  unserer  Handelspolitik  fallen 
zu  lassen  oder  zu  gefährden.  Es  kann  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, daß  Staaten  mit  stärkerer  industrieller  Ausfuhr  gut  tun, 
bei  der  unbedingten  Meistbegünstigung  —  nur  mit  seltenen 
Abweichungen  —  zu  verbleiben.  Mag  die  Meistbegünstigung 
dann  auch  in  dem  wachsenden  Umfang,  den  sie  mit  jedem 
Tarifvertrage  gewinnt,  in  der  Tat  häufig  verschleudert  und  ver- 
schenkt werden,  sie  entspricht  der  schwächeren  Position  des 
Landes  mit  industriellen  Ausfuhren  gegen  jenes  mit  landwirt- 
schaftlichen, das  für  seine  Produkte  alle  Länder  offen  findet. 
Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  Aufgabe  ist  es  danach 
nicht,  in  das  Prinzip  der  unbedingten  Meistbegünstigung  Bresche 
zu  legen.  Für  den  Zusammenschluß  Deutschlands  und  Österreich- 
Ungarns  kann  das  Prinzip  der  Reziprozität  aber  je  länger, 
je  weniger  leisten;  denn  mit  dem  Rückgang  der  landwirt- 
schaftlichen Ausfuhren  aus  Österreich-Ungarn  hört  die  Donau- 
monarchie doch  auf,  spezieller  Konkurrent  der  landwirtschaftlichen 
Produkte  Amerikas  zu  sein,  dessen  Staaten  bei  Anwendung  der 
Reziprozität  seitens  Deutschlands  etwa  hätten  differenziert  werden 
können,  aber  auch  nur  auf  Kosten  gewisser  Zweige  des  deutschen 
Exports,  die  der  Differenzierung  am  Ende  doch  nicht  gewachsen 
gewesen  wären.  Keinesfalls  kann  danach  Anwendung  der  Rezi- 
prozität das  berufene  Mittel  sein,  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  einander  handelspolitisch  näherzubringen. 

So  hat  denn  der  Mitteleuropäische  Wirtschaftsverein  sehr 
bald  eine  andere  Parole  ausgegeben,  die  Parole  „Vorzugs- 
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Behandlung".    Sie  schien  ihm  leisten   zu  können,  worauf  es 
ankam. 

Diese  handelspolitische  Möglichkeit  war  aus  dem  Gesichts- 
kreis der  Beteiligten  ganz  verschwunden.  Sie  war  der  Ver- 
gessenheit anheimgefallen.  Es  galt  sie  also  wieder  auszugraben. 
Das  geschah.  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  konnten  und 
sollten  sich  Einräumungen  machen,  die  nicht  unter  dem  Titel 
der  Meistbegünstigung  von  dritten  Staaten  sollten  in  Anspruch 
genommen  werden  können. 

Um  zu  erwirken,  daß  diese  Form  der  Annäherung  von  den 
Beteiligten  und  den  amtlichen  Stellen  nicht  von  vornherein 
als  im  Zeitalter  der  Meistbegünstigung  völkerrechtlich  un- 
möglich abgelehnt  werde,  habe  ich  in  einer  1905  veröffentlichten 
kleinen  Arbeit  den  Nachweis  geführt,  daß  Vorzugsbehandlung, 
wenn  auch  von  Deutschland,  und  vor  Begründung  des  Reiches 
von  den  heutigen  deutschen  Bundesstaaten  fast  niemals  geübt, 
doch  in  der  Periode  der  Meistbegünstigungsverträge  keines- 
wegs unbekannt  gewesen  ist  und  sie  auch  heute  außerhalb 
Deutschlands  vielfach  geübt  wird.  In  vielleicht  hundert  Handels- 
verträgen fand  sich  eine  Klausel,  wonach  ein  Staat  einem 
Gegenkontrahenten  gegenüber  sich  vorbehielt,  Vergünstigungen, 
die  er  einem  speziell  auserwählten  dritten  Staate .  einräume, 
nicht  unter  dem  Titel  der  Meistbegünstigung  auch  anderen 
Gegenkontrahenten,  trotzdem  er  sonst  Meistbegünstigung  ge- 
nießen sollte,  zufallen  zu  lassen. 

„An  den  verschiedensten  Stellen  der  Weltkugel,"  so  sagte 
ich  damals,  „zwischen  Staaten  des  verschiedensten  wirtschaft- 
lichen und  politischen  Charakters  und  unter  den  verschieden- 
sten äußeren  Verhältnissen  wurde  von  dem  System  der  Privi- 
legiengewährung Gebrauch  macht" „mit  drei  Kul- 
minationspunkten, den  zwanziger,  fünfziger  und  den 
neunziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts.  Die  Vorzugs- 
behandlung steht  aber  noch  heute  fast  überall  in  Übung,  wo  sie 
einmal  Wurzel  gefaßt  hat,  und  einige  wichtige  Staatengruppen 
sind  in  letzter  Zeit  dem  alten  Bestände  zugewachsen,  so  die 
spanisch-portugiesische  Interessengemeinschaft  und  die  neueren 
Interessengemeinschaften  der  Union." 

Fast  durchweg  war  und  ist  die  Privilegierung  von  solchen 
Staaten  angewandt,  die  sich  einander  näher  verwandt  oder  ver- 


banden  fühlen,  geographisch  oder  ethnographisch,   dnrch  Bande 
des  Bluts,  oder  politisch. 

Insgesamt  ist  die  Vorzugsbehandlung  allerdings  eine  Übung 
mehr  der  lateinischen  als  der  germanischen  Länder  gewesen. 
Südamerikanische  Staaten  haben  sie  zugunsten  anderer  ameri- 
kanischer Staaten  in  Meistbegünstigungsverträgen  auch  mit  dem 
alten  Zollverein  und  späterhin  mit  Deutschland  durchgesetzt. 
Staaten  von  größerer  Bedeutung,  die  das  Prinzip  in  ihren  Ver- 
trägen zur  Anwendung  brachten,  waren  Belgien  und  Chile. 
Auf  europäischem  Boden  haben  auch  Spanien  und  Portugal  in 
einer  Anzahl  Handelsverträge  sich  Vorzugsbehandlung  zuge- 
sprochen, und  Rußland  hat  sie  Schweden-Norwegen,  sowie  einmal, 
wenn  auch  nur  vorübergehend,  1842,  Preußen  gewährt,  sogar 
ohne  sie  für  sich  von  diesen  seinen  Gegenkontrahenten  zu  be- 
gehren. Österreich  hat  die  Vorzugsbehandlung  unter  verschiedenen 
Titeln  vielfach  Balkanstaaten  und  den  italienischen  Sekundo- 
genituren  gegenüber,  als  der  italienische  Einheitsstaat  noch  nicht 
bestand,  zur  Anwendung  gebracht. 

Also  in  der  Tat  kein  Novum!  Es  wird  nicht  wunder- 
nehmen, daß  auch  der  Mitteleuropäische  Wirtschaftsverein  in 
solcher  Vorzugsbehandlung  die  Form  der  Annäherung  zwischen 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn  gefunden  zu  haben  glaubte, 
solange  eine  Zollunion,  die  ja  die  radikalste  Lösung  darstellt, 
sich  als  eine  Unmöglichkeit  erwies.  So  wurde  denn  mit  Amts- 
stellen hier  in  Berlin  über  die  Frage  einer  Vorzugsbehandlung 
Österreich-Ungarns  in  Verhandlung  getreten.  Aber  nur  gelegent- 
lich und  keineswegs  offiziell,  denn  das  Ergebnis  war  vorauszusehen. 
Bis  zum  Kriege  stand  man  eben  einer  fast  nicht  überwindlichen 
Schwierigkeit  gegenüber.  Ich  habe  ihrer  schon  gedacht,  es  war 
jener  Artikel  11  des  Frankfurter  Friedens,  welcher  Frankreich 
das  Eecht  der  Meist begünstigung  für  ewige  Zeiten  zusprach. 
Da  „für  ewige  Zeiten",  war  die  Möglichkeit  einer  Bevorzugung 
Österreich-Ungarns  ausgeschlossen,  wenn  man  in  sie  nicht 
auchFrankreich  einbeziehen  wollte. 

Die  Unterhaltungen,  die  da  mit  maßgebenden  Personen 
stattfanden,  galten  der  Frage,  ob  mit  Frankreich  nicht  darüber 
verhandelt  werden  könne,  daß  es  jenen  fatalen  Artikel  11,  den 
„Vater  aller  Hindernisse",  preisgebe  und  sich  mit  Deutsch- 
land auf  den  Fuß  anderer  Länder  stelle,  mit  denen   die  Meist- 
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begünstigung  von  Zeit  zu  Zeit  neu  zu  vereinbaren  ist.    An- 
regungen dieser  Art  fanden  aber  keine  Gegenliebe. 

Man  fürchtete,  und  sicherlich  mit  Recht,  diesen  Stein  aus 
der  Mauer  des  Friedensvertrages  auszubrechen ;  man  gewärtigte 
schon  von  bloßen  Verhandlungen  darüber  Verstimmungen  jenseits 
der  Vogesen ;  gewärtigte  wohl  auch  einen  zu  hohen  Preis  dafür 
bezahlen  zu  müssen. 

Die  Frage  allerdings,  ob  man,  indem  man  Frankreich  in 
die  Vorzugsbehandlung  einbeziehe,  nicht  Frankreich  uns 
näher  bringen,  an  uns  fesseln  könne,  blieb  unerörtert.  So  mußte 
denn  einfach  abgewartet  werden!  Wir  haben  gewartet 
bis  heute. 

Heute  ist  der  Frankfurter  Friedensvertrag  nicht  mehr. 
Er  ist  im  Augenblick  des  Kriegsausbruchs  zwischen  Deutsch- 
land und  Frankreich  dahingef allen.  Und  die  Bahn  wäre  für 
eine  Neuregelung  des  Verhältnisses  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  auf  der  Basis  gegenseitiger  Vorzugs- 
behandlung nunmehr  frei. 

Der  Verein  ist  zunächst  in  der  Tat  in  diesem  Sinne  tätig 
gewesen.  Gelegentlich  eines  Aufenthalts,  den  ich  um  Weih- 
nachten in  Wien  und  Budapest  genommen  habe,  habe  ich, 
allerdings,  wie  eingeräumt  werden  muß,  auf  meine  persönliche 
Eechnung  und  Gefahr,  in  diesem  Sinne  mich  in  Gesprächen  ge- 
äußert, nachdem  Unterhaltungen  mit  berufenen  Stellen  in  Berlin 
vorausgegangen  waren,  die  den  Eindruck  hatten  aufkommen 
lassen,  daß  man  auch  hier,  eine  neue  Formel  für  das  Verhält- 
nis Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  zu  finden  bestrebt, 
eine  Regelung  desselben  auf   jenem  Fuße   für    möglich    halte. 

Auch  der  Mitteleuropäische  Wirtschaftsverein  in  Ungarn 
stellte  sich  auf  diesen  Boden,  und  auch  in  Österreich  schien 
man,  nachdem  Verhandlungen  mit  den  großen  wirtschaftlichen 
Korporationen  vorgegangen  waren,  dieser  Lösung  zuzuneigen. 
So  muß  sie  denn  als  die  augenblicklich  bevorzugte  gelten. 
Jedenfalls  liegt  hier  die  eine  Möglichkeit  der  Neuregelung 
unseres  handelspolitischen  Verhältnisses  vor.  Sie  sehen  mich 
jetzt  jedoch  etwas  zögernd  zu  ihr  Stellung  nehmen.  Ich  folge 
damit  einem  Mandat  unseres  Ausschusses,  der  in  ihr  nur  eine 
unzulängliche  Lösung  erblicken  zu  können  erklärte. 

In  der  Tat  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  diese  Lösung  ihre 
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„Wenn"  und  „Aber"  hat.    Es  sind  hauptsächlich  zwei  Bedenken 
oder  Fragen,  die  sich  melden. 

1.  Alles  hängt  davon  ab,  wie  die  Vorzugsbehandlung  in 
praxi  gehandhabt  wird.  Es  kann  für  die  bevorzugten  Staaten 
nichts  oder  fast  nichts  oder  sehr  viel  dabei  herauskommen. 
Nichts  oder  fast  nichts,  wenn  der  die  Bevorzugung  einräumende 
Staat  von  dem  Vorbehalt,  nachdem  er  prinzipiell  formuliert 
worden  ist,  doch  nicht  Gebrauch  macht,  oder  es  in  dem  Sinne 
tut,  daß  er  die  bisherigen  Zölle  nur  um  ein  sehr  Geringes  er- 
mäßigt, oder  sie  vielleicht  überhaupt  nicht  ermäßigt,  ja  sie 
vielleicht  zum  Teil  sogar  erhöht  und  die  Bevorzugung  nur  darin 
zum  Ausdruck  bringt,  daß  er  weiterhin  von  den  nicht  bevor- 
zugten Staaten  noch  höhere  Zölle  nimmt.  Auch  dann  ist  ja  der 
freundschaftlich  behandelte  Staat  immer  noch  bevorzugt  gegen 
dritte  Länder.  Ob  diese  Vorzugsbehandlung  aber  etwas  wert 
ist,  ist  eine  andere  Frage. 

2.  Es  ist  nicht  unbedingt  sicher,  daß  dritte  Staaten  in 
Handelsvertragsverhandlungen  mit  einem  Staate,  der  einen 
anderen  bevorzugt,  sich  diese  Vorzugsbehandlung  ohne  weiteres 
bieten  lassen,  sie  nicht  anderweitige  Konzessionen  dafür 
fordern  werden.  So  ist  sicher  möglich,  daß  beispielsweise  Staaten 
wie  Rußland  sich  die  Vorzugsbehandlung  Österreich-Ungarns 
durch  Deutschland  möglicherweise  nicht  so  ohne  weiteres  würden 
gefallen  lassen,  da  sie  Konkurrenten  Österreich-Ungarns  auf  dem 
deutschen  Markte  sind.  Man  würde  sie  also  etwa  in  die  Vor- 
zugsbehandlung einbeziehen  müssen.  Ob  sich  das  empfehle,  ob 
das  der  Absicht,  die  mit  der  Vorzugsbehandlung  verbunden  sei, 
entspreche,  sei  aber  kaum  zu  bejahen.  Verstärkt  wird  letzteres 
Argument  durch  den  Hinweis  auf  die  Tatsache,  daß  die  Aus- 
sichten auf  solche  Schwierigkeiten  für  u  n  s  schwerer  ins  Gewicht 
fallen  als  für  Österreich-Ungarn,  da  von  der  deutschen  Ausfuhr 
knappe  11  °/0  nach  Österreich-Ungarn  gehen,  von  der  österreich- 
ungarischen Ausfuhr  aber  40  %  nach  Deutschland,  so  daß  etwaige 
Rekriminationen  dritter  Staaten  in  Deutschland,  das  89% 
seiner  Ausfuhren  anderswohin  gehen  lasse,  ein  sehr  viel  größeres 
Betätigungsfeld  fänden  als  in  Österreich-Ungarn. 

Eine  nähere  Prüfung  der  Verhältnisse  kann  allerdings  zu 
dem  Ergebnis  führen,  daß  das  hier  erwähnte  Risiko  vielleicht 
übertrieben  erscheint,  da  das  weitere  Ausland  es  verstehen 


-     12    — 

müsse,  wenn  zwei  Staaten  wie  Deutschland  und  Österreich-Ungarn, 
die  im  Kriege  das  Blut  ihrer  Söhne  gemeinsam  haben  fließen 
und  sich  vermischen  sehen,  und  die  sich  den  Rütlischwur  geleistet 
haben,  diese  Einheit  auch  wirtschaftspolitisch  bekräftigen  durch 
die  Gewährung  gegenseitig  bevorzugter  Behandlung !  In  dieses 
Verhältnis  könne  sich  ein  dritter  Staat  und  auch  der  wohl- 
wollende Neutrale  nicht  drängen  wollen,  geschweige  der  bisherige 
Feind.  Die  Erfahrung  zeige  überdies,  daß  präferentielle  Be- 
handlung heute  fast  von  jedem  Weltstaat  irgendwohin  geübt 
und  von  den  anderen  geduldet  werde. 

In  der  Tat  wird  die  präferentielle  Behandlung  geübt  z.  B. 
von  den  Vereinigten  Staaten  im  Verhältnis  zu  Kuba;  auch  mit 
Kanada  hatte  die  Union  einen  Präferenz  vertrag  vorbereitet,  der 
nur  dann  vom  kanadischen  Parlament  nicht  angenommen  worden 
ist.  Die  präferentielle  Behandlung  ist  im  Gange  auch  im  Ver- 
hältnis Englands  und  seiner  Kolonien,  wenn  auch  jetzt  noch 
einseitig,  da  ja  das  Mutterland  fürs  erste  keinen  Zoll  erhebt. 
Kommt  es  zur  Zollerhebung,  so  ist  sicher,  daß  die  Produkte  der 
Kolonien  gegen  jene  fremder  Staaten  werden  bevorzugt  werden. 
Übrigens  hat  auch  Österreich-Ungarn,  ohne  sonderlichen  Wider- 
spruch zu  finden,  früher  mit  Rumänien  den  sogenannten  erwei- 
terten Grenzverkehr  gepflogen,  und  hat  es  seine  Beziehungen 
zu  Serbien  nicht  unter  das  Recht  der  Meistbegünstigung 
gestellt,  wie  es  auch  Italien  für  seine  Weineinfuhr  Zugeständnisse 
gemacht  hat,  die  unter  dem  Titel  der  Meistbegünstigung  nicht 
von  dritten  Staaten  beansprucht  werden  konnten. 

Mit  der  Gefahr  der  Rekrimination,  im  Falle  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland  sich  bevorzugen,  sei  es  also,  können 
die  Freunde  der  Präferenz  erklären,  nicht  weit  her;  und  gar 
von  Zollkriegen  mit  Staaten,  die  bevorzugter  Behandlung  nicht 
mit  teilhaftig  würden,  sei  man  weit  entfernt.  Schließlich  sei 
ja  aber  auch  die  Möglichkeit  vorhanden,  noch  andere  Staaten 
in  die  präferentielle  Behandlung  einzubeziehen.  Das  könnte 
sich  auch  aus  politischen  Gründen  empfehlen. 

Die  hier  erwähnten  Tatsachen  waren  dem  Direktorium  und 
Ausschuß  des  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereins  in  Deutsch- 
land selbstverständlich  wohlbekannt.  Trotzdem  hat  in  erneuter 
Prüfung  der  Frage  bereits  das  Direktorium  geglaubt,  die  Neu- 
regelung   des    handelspolitischen   Verhältnisses    zu   Österreich- 
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Ungarn  nicht  einfach  auf  die  Basis  der  Vorzugsbehandlung 
stellen  zu  sollen.  Diese  Basis  schien  denn  doch  etwas  zu  schmal 
zu  sein! 

Das  Direktorium  hat,  zumal  auch  in  Österreich-Ungarn  die 
einfache  Lösung  „Vorzugszölle"  nicht  allgemein  zu  befriedigen 
schien,  alsbald  einen  zweiten  Vorschlag  nach  Österreich  und 
Ungarn  geleitet.  Sie  wollen  mir  gestatten,  ihn  hier  der  Ein- 
fachheit halber  weiterhin  als  den  Dreivorschlag  zu  be- 
zeichnen.   Er  barg  nämlich  drei  Propositionen  in  sich: 

1.  Bindung  der  Masse  der  gegenwärtig  im  Verkehr 
Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  geltenden  Zölle  nach  oben, 
mit  der  Begründung,  daß  etwaige  Hinaufsetzung  das  Gegenteil 
einer  Annäherung  sein  würde; 

2.  da  das  Prinzip  der  Vorzugsbehandlung  noch  keinerlei 
Garantien  für  eine  wirkliche,  zumal  eine  beträchtliche  An- 
näherung bietet,  eine  Vereinbarung  über  Erweiterung  der 
„Freiliste",  d.  h.  Vermehrung  der  Zahl  Waren,  die  im  Ver- 
kehre Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  überhaupt  keinem 
Zoll  unterliegen.  Schon  heute  sind  rund  30  bis  40  °/0  des  beider- 
seitigen Warenverkehrs  von  Zöllen  ganz  frei.  Es  möchten,  wurde 
nun  vorgeschlagen,  weitere  vielleicht  20  oder  25°/0  der  beider- 
seitigen Einfuhren  auf  die  Freiliste  gesetzt  werden :  solche  Waren 
vor  allem,  die  auch  bisher  nur  einen  geringen  Schutz  hatten  und 
deren  Produktion  des  Schutzes  in  Wirklichkeit  nicht  bedarf.  Diese 
Freiliste  ließ  im  Laufe  der  Zeit  einen  weiteren  Ausbau  zu,  über 
dessen  wünschenswerten  Umfang  man  sich  gegebenenfalls  gleich- 
falls jetzt  schon  verständigen  konnte. 

3.  Neben  Bindung  und  Freiliste:  Erweiterung  des  Ver- 
edelungsverkehrs zwischen  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn,  eventuell  unbeschränkte  Zulassung  desselben.  Wir 
haben  gegenwärtig,  d.  h.  seit  1880,  keine  vertraglichen  Ab- 
machungen mit  Österreich-Ungarn  über  den  Veredelungsverkehr. 
Er  läßt  als  Mittel  handelspolitischer  Annäherung  eine  Entwick- 
lung über  den  gegenwärtigen  Stand  hinaus  zu. 

Das  war  also  der  Dreivorschlag.  Er  wurde  nach  Österreich 
und  Ungarn  mitgeteilt. 

Doch  konnte  bald  nicht  übersehen  werden,  daß  Punkt  1  „B  i  n- 
dung  der  gegenwärtigen  Zölle",  und  Punkt  3  „Veredelungs- 
verkehr"   seitens    unserer  Verbündeten    mit    einem   leichten 
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Widerstreben  aufgenommen  wurden.  Die  Österreicher  fühlen 
sich,  wie  es  scheint,  auch  durch  die  gegenwärtigen  Zölle  noch 
nicht  voll  befriedigt  und  würden  auch  im  Falle  des  Eingehens 
auf  die  Vorzugsbehandlung  es  für  richtig  halten,  gewisse  Zölle 
gegen  uns  zu  erhöhen  und  nur  eben  gleichzeitig  die  Zölle  für 
das  weitere  Ausland  noch  stärker  hinaufsetzen.  Bindung  der 
gegenwärtigen  Zölle  konnte  sie  darum  nicht  befriedigen,  besten- 
falls kam  Bindung  eines  neuen,  noch  auszuarbeitenden  Zolltarifs 
für  sie  in  Betracht. 

Wie  Punkt  1  „Zollbindung",  schien  auch  Punkt  3  „Er- 
weiterung des  Veredelungsverkehrs"  Bedenken  zu  begegnen,  etwa 
die  Befürchtung  auszulösen,  daß  mehr  Veredelungsgelegenheiten 
an  Deutschland  fallen  könnten  als  an  Österreich. 

Ich  muß,  um  in  meiner  Berichterstattung  ganz  korrekt  zu 
sein,  ausdrücklich  hervorheben,  daß  eine  offizielle  Äußerung 
aus  Österreich-Ungarn  auf  diesen  Dreivorschlag  nicht  vorliegt; 
doch  hatten  wir  Grund  zur  Annahme,  daß  der  Dreiervorschlag 
nicht  eigentliche  Gegenliebe  finde. 

Angesichts  dieser  Lage  und  das  Unbefriedigende  derselben  er- 
kennend, sowie  von  dem  Schwünge,  der  ungeheueren  Größe  des 
nie  wiederkehrenden  Moments  erfaßt,  hat  nun  der  Ausschuß 
unseres  Vereins  geglaubt,  sich  auf  den  Boden  eines  ganz  anderen 
Vorschlages  stellen  zu  müssen.  Die  große  Zeit,  so  meinte  er, 
solle  kein  kleines  Geschlecht  finden.  Die  vox  populi  ver- 
lange eine  ganz  andere  Befestigung  und  Verankerung  des 
B  u  n  d  e  s  Verhältnisses  als  Vorzugsbehandlung  und  der  Dreivor- 
schlag sie  gewähren.  Diese  tiefere  Verankerung  glaubte  man 
aber  nur  in  der  Zollunion,  wenn  auch  auf  lange  hinaus  mit 
Zwischenzollinie,  finden  zu  können. 

Ich  habe  nun  die  Aufgabe  übernommen,  den  Plan  der  Zoll- 
union vor  Ihnen  zu  vertreten.  Ich  verkenne  natürlich  nicht  den 
Wert  dieser  Lösung,  auch  nicht  den  Stimmungswert,  der  in  ihr 
liegt,  zum  allerwenigsten  auch  den  politischen  Gewinn,  der  von 
ihr  ausgeht,  die  Kraft  der  Überwindung  bundesfeindlicher 
Stimmungen,  die  ihr  innewohnt  und  die  im  halbslawischen 
Österreich  vielleicht  auch  in  Zukunft  nicht  ganz  ausgeschaltet 
sein  werden.  So  mag  es  also  nicht  überflüssig  erscheinen, 
in  Gestalt  der  Zollunion  eine  weitere  „Klammer"  um  die 
beiden  Keiche  zu  legen! 
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Was  bedeutet  die  „Zollunion"  aber  vom  wirtschafts- 
politischen Standpunkt?  Was  spricht  von  diesem  aus  für, 
was  gegen  sie?  „Für":  das  Fragwürdige  der  anderen 
möglichen  Annäherungsformen.  Da  mit  Vorzugsbehandlung 
möglicherweise  wenig  geleistet  sein  würde  und  das  Dreiprogramm 
nicht  beliebt!  „Für":  daß  eine  Zollunion  nicht  Gegenstand 
völkerrechtlicher  Anfeindungen  sein  kann.  Finden  wir  uns  mit 
Österreich-Ungarn  in  einer  Zollunion,  so  kann  aus  dem  Titel 
der  Meistbegünstigung  von  anderen  Staaten  nicht  der  Anspruch 
auf  Abschluß  von  Zollunionen  auch  mit  ihnen  erhoben  werden. 
Allerdings  kann  die  Zwischenzollinie  völkerrechtlich  Schwierig- 
keiten schaffen,  die  aber  beseitigt  sein  dürften,  sobald  ihr  Ab- 
bau vertraglich  festgelegt  ist.  „Für"  die  Zollunion  spricht  auch, 
schon  etwas  abseits  vom  rein  Wirtschaftspolitischen,  daß  sie 
eine  Verwal tun  gsgemeinschaft,  wenn  auch  zunächst  nur  für 
einen  kleinen  Bereich  begründet,  eine  Gemeinschaft,  die  zumal 
den  Österreichern  vielfach  willkommen  scheint,  der  aber  auch 
die  Ungarn  kaum  abhold  sind.  „Für",  daß  sie  damit  einen  An- 
satz schafft,  an  den  ohne  Schwierigkeit  angeknüpft  werden  kann, 
wenn  weitere  Verwaltungsgemeinschaften  —  „Zweckverbände" 
sagen  wir  —  sich  als  erwünscht  herausstellen  sollten. 

Volkswirtschaftlich  kann  und  soll  der  Zollverein  der 
Schaffung  eines  viel  größeren  und  einheitlicheren  Marktes 
dienen,  als  es  die  bisher  getrennten  Märkte  Deutschlands  und 
Österreich-Ungarns  waren.  68  und  53  Millionen,  das  bedeutet 
einen  Markt  von  immerhin  über  120  Millionen  Menschen,  an 
Menschenzahl  größer  als  jener  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  Der  deutsche  Markt  kann  als  vielleicht  zwei-  bis  drei- 
mal aufnahmsfähiger  als  der  Österreich-ungarische  gelten.  Den 
Österreichern  und  Ungarn  wird  also  durch  die  Zollunion  ein  sehr 
viel  größerer  Markt  geöffnet  als  uns.  Immerhin  wollen  auch 
unsere  Aussichten  beachtet  sein!  Bisher  war  unsere  Ausfuhr 
nach  Österreich-Ungarn  ll°/0  unserer  Gesamtausfuhren;  davon 
mögen  7  bis  8  °/0  auf  Österreich,  3  bis  4  °/0  auf  Ungarn  ent- 
fallen sein.  Das  Maß,  in  dem  dieser  Absatz  steigerungsfähig 
ist,  läßt  sich  natürlich  nicht  abschätzen.  Aber  das  läßt  sich 
sagen,  daß  Bildungsgrad  und  Wohlhabenheit  der  Bevölkerung 
in  Österreich-Ungarn  noch  einen  gewaltigen  Entwicklungsspiel- 
raum auch  für  den  Konsum  industrieller  Waren  lassen. 
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Im  übrigen  ist  man  sich  darüber  im  klaren,  daß  wenn 
Sie  mit  uns  die  Errichtung  einer  Zollunion  als  wünschenswert 
bezeichnen,  diese  Zollunion  nicht  von  einem  Tage  auf 
den  andern  aktiviert  werden  kann,  sondern  das  österreich- 
ungarische Wirtschaftsgebiet  von  dem  unseren  fürs  erste  durch 
eine  Zwischenzollgrenze  getrennt  bleiben  muß,  an  welcher  Zölle 
eingehoben  werden  mögen  zunächst  bis  nahe  an  die  Höhe  der 
jetzigen,  wenn  auch  wohl  nicht  in  gleicher  Zahl,  und  mit  der 
Absicht,  diese  Zölle  erst  allmählich  im  Laufe  der  Jahrzehnte 
abzutragen.  Damit  werden  die  Vorteile  erst  allmählich  ver- 
wirklicht, die  mit  der  Zollunion  verbunden  sein  können  und 
die  schon  Gegenstand  der  Erwähnung  waren :  Massenerzeugung, 
schärfere  Arbeitsteilung  Verminderung  der  Varietäten  und  mit 
alledem  Herabsetzung  der  Produktionskosten,  —  für  Österreich- 
Ungarn  kommt  noch  Anderes  und  Größeres  in  Betracht.  Es 
werden  aber  auch  Nachteile  hintangehalten,  die  sich  aus  der 
augenblicklichen  Überlegenheit  des  einen  und  des  andern  Kom- 
paziszenten  in  diesem  oder  jenem  Stücke  ergeben  könnten. 

Das  ist  ein  Programm,  an  dem  Produzenten  wie  Konsu- 
menten ihre  Freude  haben  können.  Die  Entwicklung  darf, 
soll  kein  Teil  Schaden  davon  haben,  keine  überstürzte  sein. 
Darum  eine  Zwischenzollinie,  die  den  schwächeren  Teilen  der 
einen  und  der  anderen  Volkswirtschaft  auf  lange  hinaus  die 
nötigen  Sicherungen  voll  gewährt.  Es  darf  erwähnt  werden, 
daß  bei  der  Errichtung  des  deutschen  Zollvereins  die  Zwischen- 
zollinie keine  Kolle  spielte.  Daß  sie  die  schonendere  Behandlung 
darstellt,  liegt  aber  auf  der  Hand.  Es  geht  darum  die  Meinung 
auch  dahin,  für  ihren  Abbau  womöglich  zwei  Generationen, 
50  bis  60  Jahre,  ins  Auge  zu  fassen,  damit  die  Anpassung  an 
die  Verhältnisse  in  kaum  merkbarem  Übergange  sich 
vollzieht  und  die  gegenwärtige  Generation  nicht 
Schaden  leidet.  — 

Das  Problem  will  überhaupt  mit  einer  gewissen  Behutsam- 
keit angefaßt  sein.  Daß  alsdann  aber  eine  Lösung  möglich  ist, 
bei  der  alle  Teile  ihre  Rechnung  finden,  scheint  sicher.  Alles 
hängt,  ich  wiederhole  das  mit  Absicht,  von  der  Zwischenzoll- 
linie und  der  Zeitdauer,  auf  welche  ihr  Abbau  erstreckt  werden 
soll,  ab.  Der  vorhin  für  diesen  Abbau  in  Aussicht  genommene 
Zeitraum   ist   nichts  Monströses.     Mit  50   Jahren  Übergangs- 
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periode  würde  ein  Zollverband,  der  im  Jahre  1866,  als  dem  Jahre 
4er  letzten  unfriedlichen  Auseinandersetzung  zwischen  Preußen 
und  Österreich,  begonnen  worden  wäre,  schon  1916  zur  reinen 
und  vollkommenen  Zollunion  gediehen  sein. 

Ein  österreichischer  Wirtschaftspolitiker  zählt  unter  den 
Nachteilen,  welche  gegenwärtig  noch  die  österreichische  Industrie 
gegen  die  deutsche  ins  Hintertreffen  setzen,  auf:  die  Enge  des 
Absatzgebietes  in  Österreich,  die  geringe  Durchschnittsgröße 
der  Betriebe  daselbst,  die  geringere  Spezialisierung,  die  Zer- 
splitterung des  Marktes  und  damit  der  Produktion  infolge  der 
nationalen  Verschiedenheiten  (die  wohl  allmählich,  aber  doch  sehr 
langsam  eine  Ausgleichung  erfahren),  schwächere  Entwicklung 
auch  des  Großhandels,  höhere  Kosten  des  industriellen  Kredits, 
geringere  Leistungen  der  industriellen  Arbeiter,  Übermaß  an 
überflüssigen  Beamten,  geringeren  Erwerbstrieb  der  Bevölkerung. 
Ich  glaube,  und  jeder  Wirtschaftspolitiker  muß  diese  Auffassung 
teilen,  daß  diese  Mängel  nicht  anders  zu  beheben  sein  werden 
als  durch  Schaffung  eines  größeren  Marktes  und  durch  An- 
gleichung  der  österreichischen  Industriewirtschaft  an  eine  vielleicht 
besser  organisierte.  Ein  anderes  Mittel  hierfür  als  eine  Zoll- 
union wird  aber  schwer  zu  finden  sein,  immer  Zuweisung  einer 
entscheidenden  Rolle  an  die  Zwischenzollinie  vorausgesetzt.  Die 
Zollunion  ist  alsdann  das  Mittel,  Österreich-Ungarn  vor  allem 
auch  aus  der  wirtschaftlichen  Isolierung  zu  heben,  in  die  es  zu 
geraten  droht  und  die  sich  in  passiver  Handelsbilanz  und  schwächer 
werdenden  Exportkraft  ausspricht,  welche  auf  schlechte  Handels- 
verträge zurückzuführen  verkehrt  ist,  deren  Grund  vielmehr 
viel  tiefer  sitzt. 

Daß  Österreich-ungarische   und    deutsche  Industrie  in  wei- 
testem Umfange   nebeneinander   bestehen  können,  kann  nie- 
mand übersehen,  der  wirklich  unvoreingenommen  an  den  Gegen- 
stand herantritt.    Kürzlich  meinte  ein  hervorragender  Kenner 
über  den  Beruf  Österreichs  zu  jeder  Art  Geschmacksindustrie: 
„In  der  Glasfabrikation  und  in  der  Porzellanmanu- 
faktur, in  der  Papierausstattung,  Metallbearbeitung  und 
Textilbranche,  ferner  im  Gesamtbereich  der  Bekleidung 
und  der  Mode,  nicht  zuletzt  aber  in   der  so  blühenden 
Möbelfabrikation  hat  der   stetige  Zufluß  junger  wohl- 
geschulter  Begabungen  eine  außerordentliche  Belebung 
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herbeigeführt.   Ein  feinsinniges  Eingehen  auf  die  pr  a  k- 

tischen  Bedürfnisse  vereinigt  sich  zumeist  mit  einem 

lebendigen  erfindsamen  und  sicheren  Geschmack  und 

fördert  so  wirklich  Reizvolles  zutage." 

Er  meint  auch,  „daß  des  Talentes  zu  viel  ist".    „Wären 

Deutschland,  England,   Amerika  nicht  so  dankbare  Abnehmer, 

das  Talent  läge  auf  der  Straße." 

Hier  sind  Gebiete  ausgehoben,  in  denen  Österreich  eine 
Überlegenheit  über  Deutschland  zukommen  soll.    Daneben 
kommt  ein  großer  Kreis  von  Waren,  wo  Österreich  Deutschland 
nur  ebenbürtig  ist,  ein  anderer,  dritter,  wo  es  ihm  ebenbürtig 
zu  werden  vermag  und  dann  natürlich  auch  ein  vierter,  vielleicht 
auch  in  den  gleichen  Industrien,  aberfür  andere  Fabrikat  er 
wo  es  Deutschland  nicht  ebenbürtig  ist  und  werden  dürfte,  in 
Betracht.     Ähnliches  wird  für  Deutschland  im  Verhältnis 
zu  Österreich-Ungarn  gelten.    Wo  aber  Unebenbürtigkeit  besteht,, 
haben  wir  den  Zwischenzoll    und  überdies  andere  Wege 
der  Gewinnsicherung  für  bisher  mit  Ertrag  ausgestattet  gewesene- 
Industrien,  ich  erinnere  nur  an  die   gerade  in  jenen  Zweigen 
vorhandenen  Kartellierungsmöglichkeiten,  die  sich  in  Österreich 
durch  eine  Zollunion  betroffen  glanben,  wie  die  Schwerindustrie. 
Irre  ich  nicht,  so  war  es  der  zweite  Reichskanzler,  der 
seinerzeit  meinte,  es  gelte  „Waren  oder  Menschen  zu  exportieren", 
den  Warenexport  zu  fördern  oder  sich  mit  dem  Menschenexport,, 
der   Auswanderung,   abzufinden   — ,  welches   von   beiden   das 
bessere,  sei  nicht  zweifelhaft.    Nun  denn,  meine  Herren,  wir 
exportieren  Waren,  Österreich-Ungarn  exportiert  Menschen r 
und  die  Zollunion  ist  berufen,  Österreich-Ungarn  unbeschadet 
der  Interessen  der  deutschen  Industrie  ganz  anders   auf  den 
Warenexport  einzustellen,  als  das  gegenwärtig  der  Fall  ist,  es 
aus  dem  Lande  des  Menschenexports  zu  einem  Land  des  Waren- 
exports zu  machen,  und  damit  —  in  Parenthese  sei  es  gesagt 
—  auch  seine  passive  Handelsbilanz  zu  bessern  und  schließlich 
zu  beheben,  wie  seine  Geldverfassung  auf  endgültige  Grundlagen 
zu  stellen,  womit  es  überhaupt  in  die  Bahn  einer  Entwicklung 
geführt  wäre,  die  alle  latenten  Möglichkeiten  auszu- 
lösen vermag. 

Ich  habe  in  meiner  Darstellung  bisher  die  Aussichten  der 
österreichischen  Industrie  im  Falle  der  Zollunion  vorangestellt. 
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Ich  wiederhole  auch  und  bekenne  freimütig,  die  deutsche  Indu- 
strie mag  auf  dem  österreichischen  Markte  weniger  zu  gewinnen 
haben  als  die  österreichische  auf  dem  deutschen.  Trotzdem 
würde  die  deutsche  Industrie  nicht  gut  tun,  die  Zollunion  scheel 
anzusehen.  Auch  ihr  kann  die  Erweiterung  des  Marktes  nur 
willkommen  sein,  auch  ihr  ermöglicht  der  größere  Markt  eine 
schärfere  Arbeitsteilung  und  damit  Herabsetzung  der  Produktions- 
kosten wenigstens  für  eine  Anzahl  Gebiete.  Vor  allem  darf 
die  deutsche  Industrie  aber  —  ich  wiederhole  früher  Gesagtes 
—  nicht  übersehen,  daß  insofern  die  Zollunion  ein  Tragbalken 
des  politischen  Bündnisses  ist,  sie  auf  diesem  Weg  ihr 
gar  nicht  zu  überschätzende  Dienste  leistet.  Denn  daß  die 
deutsche  Industrie  zu  ihrem  Gedeihen  des  DeutschenReiches 
in  seinem  jetzigen  Bestand  bedarf,  ist  nicht  unter  Beweis  zu 
stellen.  Und  letzten  Endes  darf  das  wirtschaftliche  Moment 
kaum  überhaupt  das  durchschlagende  sein,  der  Aufgabe  der 
Sicherheit  des  Vaterlandes  gegenüber  steht  es  jedenfalls  im 
Hintergrunde ! 

Einzelne  deutsche  Industrien  glauben  von  der  Zollunion 
eine  Beeinträchtigung  ihrer  Erträge  fürchten  zu  müssen,  so  die 
Leinenindustrie,  die  Baumwollspinnerei,  Teile  der  Glas-,  der 
Holzverarbeitungs-Industrien  und  noch  diese  und  jene.  Ange- 
sichts der  Beibehaltung  der  Zwischenzollinie  noch  auf  lange 
hinaus,  auf  Jahrzehnte,  vermag  ich  aber  diese  Befürchtungen, 
wenn  sie  sonst  berechtigt  waren,  nicht  zu  teilen.  Vielfach  gehen 
sie  auch  von  ganz  vorübergehenden  Erscheinungen  aus,  die  sie 
als  dauernde  buchen.  So  hat  Österreich-Ungarn  allerdings  1913 
für  14  Millionen  Mark  Baumwollgarn  zu  uns  eingeführt,  aber 
1912  war  die  Einfuhr  2,  1911  1,4,  1910  1,1  Millionen.  Die 
deutsche  Baumwollspinnerei  fühlt  sich  gleichwohl  durch  die  Zoll- 
unionsidee beunruhigt.  Ich  kann  diese  Auffassung  nicht  teilen. 
Vor  allem  „arbeitet",  wenn  ich  mich  so  ausdrücken  darf,  diese 
Beunruhigung  wieder  ohne  die  Zwischenzollinie,  die  ja 
das  Bild  völlig  verschiebt.  Aber  auch  das  kommt  in  diesem 
Falle  in  Betracht,  daß  das  Jahr  1913  in  der  österreichischen 
Baumwollspinnerei  ein  Ausnahmejahr  war.  In  den  in  weiteren 
Kreisen  bekannt  gewordenen  Artikeln  der  Frankfurter  Zeitung 
über  ein  Wirtschaftsbündnis  der  Zentralmächte  ist  die  Stimme 
eines  österreichischen  Baumwollspinners  wiedergegeben,  aus  der 
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sich  in  dieser  und  anderer  Hinsicht  manches  lernen  läßt.  Daß 
Österreich  gelegentlich,  um  seinen  Markt  in  einer  Depressions- 
periode des  Konsums  zu  entlasten,  Garn  nach  Deutschland  herüber- 
warf, ist  allerdings  eine  Tatsache ;  das  hindert  aber  nicht,  meint 
der  betreffende  Fachmann,  daß  die  österreichischen  Erzeugungs- 
kosten höher  als  die  deutschen  sind. 

Warum  das?  Den  gemeinsamen  Stapelplatz  Bremen  hätten 
die  Deutschen  weit  näher  als  die  Österreicher;  die  deutsche 
Industrie  sei  außerdem  doppelt  so  groß  wie  die  österreichische  : 
der  Kopfbedarf  sei  in  Deutschland  um  50  °/0  höher.  Schließlich 
habe  Deutschland  den  Vorteil  der  einheitlichen  Arbeitsweise: 
ein  ruthentischer  Bauer  in  Österreich  habe  einen  ganz  anderen 
Bedarf  als  etwa  ein  Tiroler.  Durch  den  Zwang,  auf  alle  diese 
verschiedenartigen  Bedürfnisse  Rücksicht  zu  nehmen,  würden 
die  Produktionskosten  erhöht.  Der  betreffende  Fachmann  meint 
zuletzt,  im  Falle  der  Zollunion  würde  man  wohl  den  Zoll  für 
die  Einfuhren  aus  Deutschland  herabsetzen  können,  wenn  gleich- 
zeitig der  Zoll  gegen  England  der  gleiche  bliebe  wie  bisher. 

Nun,  meine  Herren,  die  Zwischenzollinie  will  nichts  anderes 
als  das.  Sie  wäre  natürlich  auf  die  vorläufige  Verschiedenheit 
der  Produktionskosten  in  Deutschland  und  Österreich  aufgebaut. 
Eine  Rücksichtnahme  aber  auf  die  Produktionskosten  in  Ländern, 
wo  sie  noch  niedriger  als  in  Deutschland  bzw.  Österreich-Ungarn 
sind,  erübrigt  sich  für  sie. 

Ich  habe  bisher  nicht  von  der  Stellungnahme  der  Land- 
wirtschaft, der  deutschen  und  der  österreichisch-ungarischen, 
zur  Frage  der  Zollunion  gesprochen.  Maßgebende  Führer  der 
deutschen  Landwirtschaft,  Graf  Schwerin-Löwitz,  Freiherr  von 
Wangenheim  haben  aber  bereits  erklärt,  die  Tatsache,  daß 
Österreich- Ungarn  vorwiegend  Rohstoffe  zu  uns  einführt,  nicht 
ausschlaggebend  sein  zu  lassen  für  ihre  Stellungnahme  zu  dieser 
großen  nationalen  Frage.  Damit  kann  auch  für  uns  die  Frage 
der  Stellungnahme  der  deutschen  Landwirtschaft  als  im 
wesentlichen  erledigt  gelten.  Was  aber  die  Stellungnahme  der 
Österreich -ungarischen  Landwirtschaft  betrifft,  so  dürfte 
diese,  da  sie  eine  Bevorzugung  gegen  andere  Lieferanten  in 
Deutschland  erführe,  kaum  die  verlierende  sein. 

Schafft  also  die  Zwischenzollinie  in  ihrer  Erstreckung  sagen 
wir  auf  50  oder  gegebenenfalls  selbst  60  Jahre  bei  allmählichem 
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Abbau  die  Schwierigkeiten  aus  der  Welt,  an  denen  die  Ver- 
wirklichung der  Zollunion  bisher  vornehmlich  schien  scheitern 
zu  müssen,  so  vermögen  die  anderen  Bedenken,  die  ihrer  Durch- 
führung im  Wege  stehen,  ihr  noch  viel  weniger  gefährlich  zu 
werden. 

Ich  habe  keineswegs  die  Absicht,  das  Gewicht  derselben 
zu  verkleinern.  Die  größte  Bedeutung  messe  ich  unter  ihnen 
der  Tatsache  bei,  daß  weiterhin  die  Zollpolitik  Deutschlands 
und  Österreich-Ungarns  nach  außen  einheitlich  würde  geführt 
werden  müssen,  und  der  Frage,  wie  denn  die  Organe  dieses 
künftigen  Zollvereins  gestaltet  werden  sollen,  um  beide  Teile, 
wie  verdient  und  notwendig,  zu  ihrem  Rechte  kommen  zu  lassen. 

Hier  glaube  ich  nicht,  daß  es  auf  die  Dauer  ohne  einheit- 
liches Zollparlament  gehen  wird.  Fürs  erste  wird  sich 
ein  solches  wohl  umgehen  lassen,  zumal  ja,  solange  wir  eine 
Zwischenzollinie  haben  (genau  so  wie  bei  Präferenz)  verschiedene 
Außenzölle  wahrscheinlich,  ja  sicher  sind.  Mit  dem  Abbau  der 
Zwischen-  oder  Präferenzzölle  rückt  aber  die  Frage  der  Organe 
für  eine  gemeinsame  Zollgesetzgebung  in  den  Vordergrund.  Im 
Deutschen  Zollverein  versuchte  man  es  bekanntlich  zuerst  mit 
der  sogenannten  Zollkonferenz,  die  alljährlich  zusammentrat  und 
in  der  jeder  Staat,  wie  klein  immer  er  sein  mochte,  seine  Stimme 
hatte,  wobei  alle  Entscheidungen  einstimmig  gefaßt  werden 
mußten.  Das  Veto  eines  Staats  genügte,  um  zu  verhindern,  daß 
ein  bestimmter  Beschluß  zustande  kam.  Von  1867  an  konsti- 
tuierte sich  das  Zollparlament  auf  Grund  allgemeiner  direkter 
und  geheimer  Wahlen,  und  die  absolute  Mehrheit  entschied  bei 
seinen  Beschlüssen. 

Ein  Zollparlament  in  dieser  oder  jener  Gestalt  wird  auf 
die  Länge  der  Zeit  auch  für  den  Fall  des  deutsch-österreichisch- 
ungarischen Zollvereins  geschaffen  werden  müssen,  und  daneben 
wird  eine  Administrativbehörde  erforderlich  sein. 

Keinesfalls  dürfte  es  angehen,  die  Zollfragen  auf  die  Dauer 
durch  die  für  die  zwei  Monarchien  bestehenden  und  bisher  mit 
ihnen  befaßten  Parlamente  zu  leiten,  das  würde  eine  Quelle  von 
Schwierigkeiten  und  Verwicklungen.  Sich  heute  auf  Einzelheiten 
einzulassen,  wäre  naturgemäß  verfrüht.  Daß  ein  Zollparlament 
aber  seine  Arbeit  ganz  sachgemäß  verrichten  könnte,  ist  mir 
durchaus  wahrscheinlich.    In  dem   die  Zollunion  begründenden 
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Staatsvertrage  wäre  auszusprechen,  in  welchen  Terminen  der 
Abbau  der  Zollinie  erfolgt.  Wenn  50  Jahre  für  dieselbe  vor- 
gesehen werden,  wären  alle  fünf  Jahre  die  Zölle  um  ein  Zehntel 
zu  ermäßigen,  oder  eine  Anpassung  könnte  auch  an  die  Termine 
der  Erneuerung  der  Handelsverträge,  die  bekanntlich  rund 
zwölf  Jahre  laufen,  erfolgen,  wodann,  zumal  bei  60 jähriger 
Dauer  der  Zwischenzollinie,  die  zehnprozentige  Ermäßigung  alle 
sechs  Jahre  zu  erfolgen  hätte.  Vermutlich  würden  die  letzten 
10°/0  dann  nicht  mehr  aufrecht  erhalten,  die  Zwischenzollinie 
also  etwas  früher,  in  54  Jahren  (wie  im  anderen  Falle  in  45  Jahren), 
abgebaut  sein. 

Wie  einer  gemeinsamen  Zollgesetzgebung  und  dann  natür- 
lich auch  gemeinsamen  Verhandlungen  mit  dritten  Staaten 
keine  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  im  Wege  stehen,  so 
läßt  sich  noch  weniger  ein  unübersteigliches  Hindernis  etwa  in 
der  Frage  der  Aufteilung  der  Zolleinnahmen  erblicken. 
Ein  Schlüssel  dafür  ist  bei  einigem  guten  Willen  unbedingt 
zu  finden.  Sollte  Deutschland  Konzessionen  machen  müssen, 
so  könnten  sie  einen  Bestandteil  der  Verrechnung  bilden,  die 
der  Friedensschluß  bringen  muß.  Wenn  aber  die  Befürchtung 
geäußert  worden  ist,  infolge  der  Zollunion  würden  die  Ein- 
nahmen der  verbündeten  Staaten  leiden,  da  dann  doch  die  Zoll- 
eingänge über  ihre  beiderseitigen  Grenzen  entfallen  würden,  so 
ist  die  Antwort  darauf  wieder  der  Hinweis  auf  die  Zwischenzoll- 
linie, die  jenes  Minus  zunächst  zu  einem  ganz  geringfügigen 
machen  dürfte. 

Für  die  Vereinheitlichung  der  Währungen,  die  uns 
als  Voraussetzung  einer  Zollunion  genannt  wird,  hat  der  Krieg 
eine  gemeinsame  Grundlage  geschaffen.  Schon  vor  Ausbruch 
des  Krieges  war  der  Goldschatz  der  Österreich-Ungarischen 
Bank  häufig  größer  als  der  der  deutschen  Notenbanken.  Seit 
Ausbruch  des  Krieges  besitzt  das  Deutsche  Reich  wie  Öster- 
reich-Ungarn bereits  vor  dem  Kriege,  infolge  der  Suspension 
der  Barzahlungen,  eine  sogenannte  Goldkern  Währung.  Eine 
Gefahr  würde  die  Österreich-ungarische  Währung  bei  Zollunion 
aber  viel  weniger  laufen  als  heute.  Bis  geregelte  Verhältnisse 
wieder  vorliegen,  hätten  die  Noteninstitute  dafür  zu  sorgen,  daß 
die  fremden  Wechselkurse  nur  innerhalb  sehr  eng  bemessener 
Grenzen  schwanken.     Darüber  hinaus   sollte   im  Hinblick  auf 


—    23    — 

<Lie  großen  Vorteile,  die  ein  völlig  stabilisierter  Kurs  für  den 
-Handel  hat,  die  Fixierung  der  wechselseitigen  Kurse  versucht 
werden.  Sie  ist  nichts  Unmögliches.  Wie  schon  angedeutet, 
dürfte  vor  allem  die  österreichisch-ungarische  Volkswirtschaft  dabei 
.gewinnen  und  mittelbar  in  hervorragendem  Maße  auch  der 
Kredit  der  Monarchie. 

Was  dann  die  Steuern  und  die  soziale  Gesetzgebung 
betrifft,  die  in  den  verbündeten  Reichen  verschieden  sind,  so 
sind  auch  das  keineswegs  Hindernisse  von  entscheidender  Be- 
deutung, haben  wir  doch  auch  im  Deutschen  Reiche  verschiedene 
indirekte  und  vor  allem  verschiedene  direkte  Steuern.  Nur  sehr 
langsam  findet  eine  gewisse  Angleichung  der  direkten  Steuer- 
systeme statt,  ganz  werden  sie  niemals  die  gleichen  sein.  Was 
aber  die  indirekten  Steuern  betrifft,  so  haben  wir  das  nord- 
deutsche Brausteuergebiet  und  die  süddeutschen  Brausteuer- 
gebiete noch  heute.  Noch  weniger  aber  als  aus  der  Ver- 
schiedenheit der  Steuern  läßt  sich  aus  der  Verschiedenheit  der 
sozialenGesetzgebung  der  Zollunionsidee  ein  Strick  drehen. 
Fordert  diese  in  Österreich-Ungarn  vielleicht  weniger  vom 
Unternehmer,  so  liegt  in  der  hier  ungleich  größeren  Steuer- 
est ein  Ausgleich.  Mit  Bezug  auf  letztere  ist  allerdings  ein 
„Abbau"  möglich  mit  steigendem  Reichtum,  steigender  Wirt- 
schaftskraft der  Monarchie. 

Dies  zum  Titel  der  sogenannten  technischen  Hindernisse 
der  Zollunion,  die,  ich  hoffe  das  wahrscheinlich  gemacht  zu 
haben,  wenn  der  Zollverein  sonst  ein  erstrebenswertes  Ziel  ist, 
den  Weg  auf  dieses  Ziel  hin  keineswegs  verrammeln.  Aller- 
dings entscheidet  auch  hier  der  Wille  zur  Tat.  Ist  er  da,  so 
finden  sich  die  Wege. 

Über  die  Modalitäten,  unter  denen  die  Einbeziehung  weiterer 
Staaten,  zumal  des  Balkans,  aber  vielleicht  auch  des  weiteren 
Orients,  in  den  Zollverein  erfolgen  könnte,  heute  schon  zu 
sprechen  wäre  zweifellos  verfrüht.  Nur  das  mag  gesagt  sein, 
daß  es  ohne  Zwischenzollinien  auch  hier  nicht  abgehen  dürfte. 
Indes  wie  gesagt,  wir  wollen  beim  nächsten  bleiben.  Fürs  erste 
beschäftigt  uns  der  deutsch-österreichisch-ungarische  Zollverein, 
und  ihm  allein  gilt  die  gegenwärtige  Stunde. 

Ich  bin  der  sicheren  Überzeugung,  meine  Herren,  daß  der 
Appell   an  Ihr  vaterländisches  Gefühl   und   übrigens   auch  an 
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Ihr  wohlverstandenes  Interesse,  das  über  den  Augenblick  die 
Zukunft  nicht  vergißt  —  denn  vor  allem  diese  gilt  es 
zu  bedenken  — ,  nicht  vergebens  sein  wird.  Beide  Partner 
können  aus  dem  volkswirtschaftlichen  Eheschluß,  als  welcher 
der  Zollverein  sich  darstellt,  Nutzen  ziehen.  Österreich-Ungarn 
will  die  Befruchtung  durch  deutsches  Kapital,  auch,  wie  es 
scheint,  durch  deutsche  Disziplin,  durch  deutsche  Nüchternheit, 
deutsche  Entschlußfähigkeit,  deutsche  Arbeitszähigkeit.  Und 
in  der  Tat:  daß  in  Österreich-Ungarn  von  dem  Augenblick  der 
Zollvereinsbildung  ein  Aufschwung  einsetzen  würde  und  eine 
Transformation  der  volkswirtschaftlichen  Faktoren  mit  dem 
Ergebnis  ungleich  größerer  Leistungsfähigkeit  als  jetzt,  ist  die 
Überzeugung  vieler  der  kompetentesten  Männer.  Ähnlich  wie 
der  siegreiche  Krieg  von  1870/71  bei  uns  latente  Kräfte  aus- 
gelöst hat,  die  wir  in  dieser  Stärke  und  Schwungkraft  gar  nicht 
unter  der  Decke  schlummern  glaubten.  Angesichts  solcher  Aus- 
sichten treten  die  Schwierigkeiten,  die  der  Auf-  und  Ausbau 
des  Zollvereins  mit  sich  bringt,  zurück. 

Ein  österreichischer  Volkswirt  von  Bedeutung  meinte  kürz- 
lich: „Entweder  wir  vollziehen  eine  den  Bedürfnissen  beider 
Reiche  angepaßte  Annäherung  oder  es  tritt  unfehlbar  eine 
wirtschaftliche  Entfremdung  ein." 

Dies  alles  gilt  es  zu  bedenken. 

Ich  bitte  Sie  sonach,  meine  Herren,  mit  dem  erforderlichen 
Weitblick  an  die  Beratung  der  Frage  heranzutreten.  Ich  glaube, 
unserer  Zusammenkunft  kommt  eine  gewisse  Bedeutung  zu.  Die 
Regierungen  hüben  und  drüben  haben  ihre  Stellung  zu  der 
Frage,  die  wir  hier  behandeln,  noch  nicht  genommen.  Sie  er- 
warten auch  unsere  Meinung,  unseren  Rat  zu  hören,  der 
aber  bloß  dann  Anspruch  auf  Beachtung  hat,  wenn  wir  das 
Ganze  im  Auge  behalten. 

„Je  wilder  uns  der  Sturm  umtobt",  so  schloß  vor  kurzem 
der  Reichskanzler  seine  Rede  gegen  die  Eidbrecher  im  Süden, 
„um  so  fester  müssen  wir  unser  Haus  bauen."  Meine  Herren  t 
Die  Festigkeit  des  Bündnisses  mit  Österreich-Ungarn  ist  auch 
ein  Stück  Festigkeit  unseres  Hauses.  Sie  können  es  auch  so 
ansehen,  daß  wir  mit  Österreich-Ungarn  ein  Haus  bewohnen. 
Ja,  meine  Herren,  dieses  Haus  mit  seinen  drei  Gelassen  bedingt 
dann   aber   auch   ein   gewisses   Maß   gemeinsamer  Wirtschaft, 
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eine  organische  Verknüpfung  mit  Österreich-Ungarn, 
wie  wir  sie  bisher  noch  nicht  hatten.  Zu  dieser  organischen 
Verknüpfung  der  zwei  Reiche  soll  auf  dieser  Versammlung  des 
Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereins  ein  erster  und  bedeutsamer 
Schritt  geschehen! 


IL 

Meine  Herren!  Ich  gehe  sofort  in  medias  res.  wobei  ich 
der  Meinung  bin,  daß  nur  offene  Aussprache  zum  Ziel  führen 
kann.  Ich  werde  also  mit  nichts  hinter  dem  Berge  halten.  Ich 
werde  auch  eine  ganz  nüchterne  Auseinandersetzung  führen, 
nicht  durch  den  Appell  an  das  Gefühl  und  durch  Anwendung  der 
Überredung  Fragen,  die  nur  eine  sachliche,  ja,  man  muß  sagen, 
eine  „rechnerische"  Erörterung  zulassen,  zu  fördern  suchen. 

Ein  großer  Teil  der  österreichischen,  ungarischen,  deutschen 
Politiker  ist  sich  aus  Gründen,  die  auch  als  rechnerisch  bezeichnet 
werden  dürfen,  darin  einig,  daß  wir  ein  vertrauteres  handels- 
politisches Verhältnis  zu  Österreich-Ungarn  anzustreben  haben. 
Die  Frage  steht  alsdann  zwischen  Vorzugszöllen  und  Zollunion. 

Der  Mitteleuropäische  Wirtschaftsverein  spricht  sich  das 
Verdienst  zu,  für  Vorzugszölle  zu  einer  Zeit  eingetreten  zu  sein, 
wo  kein  Mensch  bei  uns  daran  dachte,  wo  viele  überhaupt  nichts 
von  Vorzugszöllen  wußten.    Er  hat  hier  Pionierarbeit  geleistet! 

Vorzugszölle  waren  ein  Mittel  des  Näherrückens  in,  ich  darf 
wohl  sagen,  kleinerer,  minder  heroischer  Zeit,  konnten  wenigstens 
ein  Mittel  sein,  wenn  es  gelang,  den  Artikel  11  des  Frankfurter 
Friedens  zu  durchbrechen.  Noch  zu  Kriegsbeginn  trat  der  Verein 
für  Vorzugszölle  ein.  Er  wollte  immer  nur  das  Mögliche,  wollte 
seine  Kraft  nicht  in  dem  Streben  nach  dem  Unwahrscheinlichen 
erschöpfen. 

Erst  der  Krieg  hat  uns  gezeigt,  und  je  länger  je  mehr,  was 
alles  auf  dem  Spiele  steht.  Wrir  kämpfen  um  die  Existenz,  um 
Sein  oder  Nichtsein.  Das  gilt  für  Österreich-Ungarn  so  gut  wie 
für  Deutschland.  Die  Länder  der  Septuple-Entente  haben  es 
deutlich    genug    gesagt:    Österreich-Ungarn    wie    Deutschland 
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sollen  zertrümmert,  sollen  aufgelöst  werden.  Wir  stehen  gegen 
eine  Welt  von  Feinden  und  haben  die  Lehre  daraus  zu  ziehen.  Die 
Frage  ist  keine  andere  als  die :  Wie  können  wir  uns  behaupten  ? 

So,  meine  Herren,  ist  es  gekommen,  daß  mit  den  Vorzugs- 
zöllen die  Zollunion  in  Konkurrenz  trat.  Denn  die  Zollunion 
schien  mehr  leisten  und  dieser  Welt  von  Feinden  und  Contre- 
Allianzen,  in  der  wir  stehen,  allein  die  Stirn  bieten  zu  können. 

Der  Mitteleuropäische  Wirtschaftsverein  hat  sich  in  seinen 
drei  verschiedenen  Gremien  mit  der  Alternative  Vorzugszölle 
oder  Zollunion  befaßt.  Das  Direktorium  neigte  der  Vorzugs- 
behandlung zu  und  beschloß  in  diesem  Sinne.  Der  Ausschuß 
warf  den  Beschluß  um,  er  war  für  Zollunion.  Es  war  eine  fast 
dramatische  Episode,  dieser  Vorstoß  in  der  Richtung  Zollunion, 
in  dem  sich  die  parlamentarisch  gerichteten  Männer  im  Ausschuß 
mit  handelspolitischen  Fachleuten  zusammenfanden.  In  der 
Generalversammlung  kamen  wieder  die  eigentlichen  Geschäfts- 
leute stärker  zu  Wort.  So  griff  sie  auf  den  Beschluß  des 
Direktoriums  zurück  und  beschloß  alternativ:  Zollunion  oder 
Vorzugszölle.  Die  Stimmung  war  wohl  eher  für  Vorzugszölle. 
Die  Resolution  machte  dem  Ausschußbeschluß  das  Zugeständnis, 
beide  Vorschläge  paritätisch  zu  behandeln. 

Auch  die  Aufgabe  dieser  Konferenz  wird  es  danach  sein, 
die  Auseinandersetzung  zwischen  Vorzugszöllen  und  Zollunion 
zu  pflegen. 

Mit  Bezug  auf  Vorzugszölle  ist  da  nun  zu  sagen,  daß  sie 
auch  bisher  schon  eine  gewisse  Rolle  gespielt  haben,  aber  doch 
nur  eine  mäßige.  Der  handelspolitisch  erheblichste  Fall  sind 
aus  älterer  Zeit  wohl  die  Verträge  zwischen  Österreich  und  der 
Türkei,  aus  jüngerer  Zeit  die  Verträge  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Rumänien,  wie  Serbien,  weiter  die  Vorzugsstellung, 
die  die  Vereinigten  Staaten  zuerst  Hawai  einräumten  und  die 
sie  nach  dessen  Einverleibung  für  Kuba  vorbehielten,  sowie  die 
Bevorzugungen,  die  britische  Kolonien  England  gewähren.  Also 
Anwendungen  genug! 

Aber  obschon  die  Geschichte  ihre  Schatten  in  die  Zukunft 
vorauswirft,  ist  aus  den  hier  gewonnenen  Erfahrungen  wenig  zu 
erkennen,  was  von  zwingender  Beweiskraft  für  die  Beurteilung 
des  wahren  Werts  von  Vorzugszöllen  wäre.  Man  steht  den 
Vorzugszöllen  in  weiteren  Kreisen  skeptisch  gegenüber.    Warum 


—     27     — 

das?  Aus  zwei  Gründen:  erstens,  man  schätzt  vielfach  ihre 
Leistungsfähigkeit  als  gering  ein,  hält  sie  fast  für  einen  Schlag 
ins  Wasser,  gelegentlich  sogar  für  eine  Art  Spiegelfechterei. 
Zweitens  verweist  man  anf  die  Gefahr  des  Einspruchs  seitens 
dritter,  nicht  bevorzugter  Staaten. 

Ad  1.  Kürzlich  hat  noch  der  bekannte  österreichische  Volks- 
wirt von  Philippovich  den  Beweis  unternommen,  daß  Vorzugs- 
zölle wenig  taugen,  und  zwar  an  der  Hand  dessen,  was  eine 
Bevorzugung,  die  1853  der  Zollverein  und  Österreich  sich  ein- 
geräumt haben,  geleistet  hatte,  und  an  der  Hand  dessen,  was 
die  Bevorzugung  Englands  durch  Kanada  England  geleistet  hat. 
Die  Ausfuhr  der  österreichischen  Industrie  habe  sich  nach  1853 
trotz  der  Bevorzugung,  die  sie  in  Deutschland  genoß,  nur  ganz 
geringfügig  gehoben,  und  trotz  der  Bevorzugung  Englands  durch 
Kanada  sei  die  Ausfuhr  Deutschlands  dahin  stärker  gewachsen 
als  die  des  Mutterlandes. 

Das  Material  ist  dürftig.  Darüber  z.  B.,  was  die  Vorzugs- 
zölle im  Verhältnis  Österreich-Ungarn  zu  den  vorhin  genannten 
Ländern  des  näheren  Balkan  geleistet  haben,  und  was  wohl  das 
Beweiskräftigste  ist,  ist  nichts  gesagt.  So  hat  Philippovich  von 
den  Vorzugszöllen  vielleicht  doch  eine  etwas  zu  schlechte  Meinung. 
Aber  sie  leisten  oifenbar  nur  dort  etwas,  wo  die  durch  sie  herbei- 
geführte Differenzierung  eine  sehr  starke  ist  und  ihnen  andere, 
sagen  wir  die  „natürlichen"  Verhältnisse  zu  Hilfe  kommen.  Ob 
die  Differenzierung  aber  im  Falle  Deutschland-Österreich- 
Ungarn  in  solcher  Stärke  geplant  ist,  steht  durchaus  dahin. 

Ad  2.  Neben  dem  Vorwurf  der  Impotenz  wird  gegen  Vor- 
zugszölle der  Einwand  erhoben,  daß  sie,  ob  potent  oder 
impotent,  also  auch  im  letzteren  Falle,  Anstoß  erregen,  auf- 
reizend auf  dritte  Staaten  wirken.  Es  wird  als  sicher  ange- 
nommen, daß  es  von  dritten  Staaten  nicht  ruhig  hingenommen 
würde,  wenn  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  sich  bevorzugten. 
Rekriminationen  würden  kommen  einmal  von  Seiten  solcher 
Staaten,  die  sozusagen  prinzipiell  rekriminieren,  wie  die  Ver- 
einigten Staaten,  dann  aber  auch  beispielsweise  von  Bußland 
her,  weil  es  ein  Konkurrent  Österreich-Ungarns  auf  dem  deutschen 
Markte  ist.  Rußland  werde  schon  in  den  Friedensverhandlungen 
den  Verzicht  auf  eine  Vorzugsbehandlung  Österreich-Ungarns 
durch  Deutschland  verlangen,  ihn  vielleicht  zu  einer  der  Be- 
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dingungen  des  Friedensschlusses  machen.  Andere  Staaten  würden, 
ohne  erst  noch  zu  rekriminieren,  einfach  handeln. 

Was  ist  davon  zu  halten?  Zunächst  wohl,  daß  man  sich 
nicht  ins  Bockshorn  jagen  zu  lassen  braucht.  Bluff  läuft  auch 
in  der  Handelspolitik  mit  unter;  rekriminieren  kostet  nichts. 
So  schreckt  es  mich  nicht,  wenn  die  Morning  Post  vor  einigen 
Tagen  schrieb: 

„Das  Britische  Reich  sollte  sich  mit  Frankreich, 
Italien  und  Rußland  über  wirtschaftliche  Maßregeln  zum 
Schutz  gegen  die  Staaten  der  Mitte  einigen.  Es  müssen 
die  nötigen  Schritte  getan  werden,  um  einen  neuen  wirt- 
schaftlichen Einbruch  der  Zentralmächte  zu  verhüten." 
Dazu  bemerkt  das  deutsche  Blatt,  dem  ich  die  Notiz 
entnehme: 

„Man  denke  nicht,  Rußland  oder  England  würden 
wirtschaftlich  keinen  Widerstand  leisten  können.  Ruß- 
land kann  in  der  Verzollung  der  zu  Wasser  und  zu 
Lande  eingeführten  Güter  differenzieren  und  so  zum 
Dank  für  die  Anleihen  in  der  Londoner  City  die  Ein- 
fuhr aus  England  fördern.  In  Großbritannien  selbst 
kann  die  Schutzzollbewegung,  die  an  sich  aus  fiskalischen 
Gründen  neue  Anhänger  gewinnen  wird,  leicht  über- 
mächtig werden,  weil  sie  die  stärkste  Art  der  Wieder- 
vergeltung ist.  Soll  mit  Gewalt  der  freie  englische 
Markt  deutschen  Produkten  gesperrt,  der  deutsche  Ex- 
port nach  Rußland  geschmälert  werden?  Wobei  immer 
zu  bemerken  ist,  daß  nach  Rußland  und  England  fast 
ein  Viertel,  nach  Österreich-Ungarn  aber  nur  ein  Zehntel 
unserer  Ausfuhr  geht." 
Wir  haben  also  —  das  ist  nicht  gesagt,  aber  das  ist  die 
Meinung  —  keinen  Grund,  um  Österreich-Ungarns  willen  uns 
mit  anderen  Ländern  zu  verfeinden. 

Hier  läuft  dem  deutschen  Blatte  übrigens  ein  Bluff  unter; 
denn  England  und  Rußland  werden  gemeinsam  Österreich-Ungarn 
gegenübergestellt.  Nur  nach  England  und  Rußland  zusammen 
exportierten  wir  doppelt  so  viel  wie  nach  Österreich-Ungarn 
allein.  Aber  das  sind  Einzelheiten.  Insgesamt  ist  aber  doch 
zu  sagen:  Von  England,  Frankreich,  Italien  haben  wir  uns  im 
Verhältnis  zu  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  keiner  guten 
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Dinge  zu  versehen  mit  und  ohne  Vorzugszölle.  Bei  Rußland 
kann  es  vielleicht  anders  kommen.  Jedenfalls  schaffen  aber, 
das  ist  richtig,  Vorzugszölle,  zumal  wenn  sie  wirksam  sind, 
leicht  eine  elektrisch  geladene  handelspolitische  Atmosphäre. 

Geben  wir  uns  jedoch  keinen  Selbsttäuschungen  hin!  In 
dem  Dunstkreis,  den  der  Krieg  geschaffen  hat  und  der  sich  nicht 
so  bald  verflüchtigen  wird,  werden  Zusammenballungen  gegen 
uns  sich  so  und  so  vollziehen,  werden  Zusammen-  und  Ab- 
schließungen  gegen  uns  sich  mit  und  ohne  Vorzugszölle  unsererseits 
durchsetzen.  Die  Zeit  der  Neugruppierungen  und  der  größeren 
Konzerne  ist  auch  handelspolitisch  gekommen.  Andere  Staaten 
werden  mit  Differenzierungen  vorangehen,  ob  wir  nun  differen- 
zieren oder  nicht,  vor  allem  England,  wohin  wir  die  größte 
Ausfuhr  haben.  Die  Zeit  der  Verwirklichung  des  Chamber- 
lainschen  Programms  ist  gekommen,  schon  angesichts  der  finan- 
ziellen Notwendigkeiten  dieses  Krieges.  England  wird  sich  mit 
einer  Zollmauer  umgeben  müssen,  ob  es  will  oder  nicht;  denn 
die  direkten  Steuern  sind  von  Lloyd  George  bereits  in  einer  Weise 
nutzbar  gemacht,  daß  ihm  kaum  noch  etwas  zu  tun  übrig  bleibt. 
Das  habe  ich  schon  vor  dem  Kriege  in  einem  Schriftchen  über 
die  Steuerreserven  in  England  und  Deutschland  nachgewiesen.*) 
Also  ist  England  auf  indirekte  Steuern  und  Zölle  angewiesen. 
Ein  Agrarzollschutz  in  England  mit  der  sich  daraus  fast 
automatisch  ergebenden  Bevorzugung  seiner  Agrarkolonien  be- 
rührt aber  Überseestaaten  wie  die  Union  und  Argentinien 
ganz  anders,  als  wenn  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  sich 
eine  Vorzugsbehandlung  gewähren.  Nach  Großbritannien  führen 
die  Vereinigten  Staaten  für  nicht  weniger  als  500  bis  600  Millionen 
Dollar  aus,  nach  Deutschland  für  200  bis  300  Millionen  Dollar, 
nach  Österreich-Ungarn  für  15  bis  20  Millionen.  Die  Union 
hat  also  in  Großbritannien  ein  Interesse  zu  wahren,  das  fast 
doppelt  so  groß  wie  das  am  deutschen  Markt  ist.  Argentinien 
führt  nach  Großbritannien  für  nahezu  100  Millionen  Goldpesos 
aus,  nach  Deutschland  für  kaum  50  Millionen;  seine  Ausfuhr 
nach  Österreich-Ungarn  zählt  überhaupt  nicht.  Die  Abschließung 
Englands,  die  Bevorzugung  der  Kolonien,  die  kommen  muß,  wird 


*)  Julius  Wolf,  die  Steuerreserven  in  Deutschland  und  England.  Finanz- 
wirtschaftl.  Zeitfragen,  herausgegeben  von  Georg  v.  Schanz  und  Julius 
Wolf,  1914. 
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den  führenden  Staaten  Nord-  und  Südamerikas  also  ganz  anderes 
Herzeleid  bereiten,  ganz  andere  Wunden  schlagen,  als  wir  mit 
der  Bevorzugung  Österreich-Ungarns. 

So  bleibt  denn  als  ungelöster  Rest  der  Rechnung  etwa 
Rußland,  das  im  Falle  einer  Privilegierung  Österreich-Ungarns 
durch  uns  Gegenforderungen  zu  stellen  suchen  wird.  Fragt  sich, 
welcher  Art  sie  sein  werden.  Fürs  Erste  ist  aber  das  österreich- 
ungarische Interesse  Deutschlands,  d.  h.  unser  Interesse  an  dem 
Absatz  nach  Österreich-Ungarn,  doch  immer  noch  wesentlich 
größer  als  das  an  dem  Absatz  nach  dem  Czarenreich.  1912  führte 
Deutschland  aus  nach  Rußland  an  Rostoffen  für  127,  nach  Österreich- 
Ungarn  für  318  Millionen,  an  Halbfabrikaten  nach  Rußland  für  71, 
nach  Österreich-Ungarn  für  175  Millionen  Mark,  an  Fabrikaten 
nach  Rußland  für  445,  nach  Österreich-Ungarn  für  505  Millionen 
Mark.  Ich  halte  es  nicht  für  ausgeschlossen,  vielmehr  für  wahr- 
scheinlich, daß  zunächst  nach  dem  Kriege  sich  die  Verhältnisse 
weiter  zu  Ungunsten  Rußlands  verschieben  werden.  Auch  um- 
gekehrt bedeutet  für  Österreich-Ungarn  die  Ausfuhr  nach  Rußland 
sehr  viel  weniger  als  die  Ausfuhr  nach  Deutschland.  Ja,  hier 
ist  der  Unterschied  zu  Gunsten  des  „bundesgenössischen"  Marktes 
außerordentlich  viel  größer.  Die  Ausfuhr  Österreich-Ungarns 
nach  Rußland  betrug  im  Jahre  1913  115  Millionen  Kronen,  die 
nach  Deutschland  mehr  als  das  Zehnfache,  1360  Millionen  Kronen. 
Österreich-Ungarn  können  also  die  Repressalien  Rußlands  ver- 
hältnismäßig gleichgültig  sein,  weit  mehr  allerdings  als  Deutsch- 
land! 

Indes  ist  es  ja  immer  noch  fraglich,  ob  es  zu  solchen  Re- 
pressalien kommen  wird.  Es  liegt  auch  die  Möglichkeit  des 
Sichfindens  vor.  Und  die  Tatsache,  daß  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  Leid  und  Freud,  das  tiefste  Leid  und  die 
höchste  Freude,  in  diesem  Kriege  geteilt  haben,  ist  ja  nicht 
aus  der  Welt  zu  schaffen,  und  sie  gestattet  auch  und  recht- 
fertigt jedem  dritten  Kontrahenten  gegenüber  ein  nahes  Bei- 
einanderbleiben für  die  Zukunft,  und  auch  auf  dem  handels- 
politischen Gebiete,  wo  nicht  die  unwichtigsten  Interessen  aus- 
getragen werden.  Darum  sehe  ich  die  Gefahr  wirklich  gefähr- 
licher Repressalien  bei  einigermaßen  geschickter  Handelsdiplo- 
matie aus  ihr  nicht  entstehen.  Meine  Befürchtung  ist  vielmehr 
ganz  anderer  Art.    Und  hier  treffe  ich  mich  wieder  mit  meinem 
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Wiener  Kollegen.  Meine  Befürchtung  ist,  daß  die  Bevorzugung 
viel  Lärm  um  wenig  bedeutet.  Das  möchte  ich  allerdings  ver- 
mieden sehen. 

Ich  komme  nun  zur  Zollunion !  Hier  gilt  es  vor  allem  Miß- 
trauen auszujäten,  das  Mißtrauen,  als  ob  die  Freunde  des  Zoll- 
unionsgedankens das  Interesse  Österreich-Ungarns  nicht  ge- 
nügend bedächten.  Ich  jäte  das  Mißtrauen,  daß  dem  so  sei,  am 
besten  aus,  wenn  ich  Ihnen  sofort  sage,  worauf  wir  zielen  und, 
ich  darf  das  wohl  sagen  —  die  maßgebenden  wirtschaftlichen 
Körperschaften  Deutschlands,  landwirtschaftliche  wie  industrielle, 
mit  uns.  Man  ist  der  Ansicht,  daß,  wie  die  Dinge  heute  liegen, 
ungefähr  von  den  Zöllen  des  gegenwärtig  geltenden  Tarifs  aus- 
zugehen sein  werde,  daß  wir  daran,  soweit  Höchstzölle  von 
heute  gegen  ganz  andere  Länder  als  Deutschland  und  Öster- 
reich-Ungarn gedacht  und  errichtet  worden  sind,  Ermäßigungen 
vorzunehmen  haben  würden,  daß  aber  auf  der  andern  Seite  viel- 
leicht sogar  vereinzelte  Erhöhungen  nicht ,  zu  umgehen  sind,  ins- 
gesamt zweifellos  mehr  Ermäßigungen  als  Erhöhungen.  In 
diesem  Rahmen  zu  bleiben,  nicht  gleich  einen  Abbau  des  ge- 
samten Zolltarifs  in  Aussicht  zu  nehmen,  zwingen  uns  auch  die 
finanziellen  Bedürfnisse  unserer  Tage. 

Meine  Herren,  die  Zollunion  hat  heute  noch  wenig  Freunde 
diesseits  und  jenseits  der  schwarz-weißen,  bzw.  blau-weißen 
Pfähle.  Töricht  wäre  es,  sich  darüber  zu  täuschen.  Würden 
Sie  eine  Abstimmung  veranstalten,  so  würde  die  überwiegende 
Mehrzahl  der  wirtschaftlichen  Interessenten  auch  bei  uns  noch 
dagegen  sein.  Das  sind  natürlich  Verhältnisse,  mit  denen  der 
Realpolitiker  rechnen  und  die  er  sich  womöglich  dienstbar 
machen  muß. 

Man  hat  fürs  Erste  bei  uns  keine  Neigung,  das  Heft  der 
handelspolitischen  Autonomie  aus  der  Hand  zu  geben.  Man 
will  in  Deutschland  nicht  Österreich-ungarische,  man  will  auch 
wohl  in  Österreich-Ungarn  nicht  deutsche  Handelspolitik  treiben. 
Sie  bedürfen  überdies  in  Österreich-Ungarn  vorläufig  noch  höherer 
Zölle,  als  wir  sie  haben;  jedenfalls  haben  Sie  sie.  Bei  uns  be- 
steht aber  mäßige  Neigung,  uns  Zölle  von  der  Höhe  der  Ihrigen 
zu  eigen  zu  machen.  So  wenigstens  glaube  ich  vielfache  Äuße- 
rungen aus  letzter  Zeit  deuten  zu  sollen. 

Weiter  ist  nicht  zu  übersehen,  daß  Gegenwart  und  Zukunft 
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unserer  Volkswirtschaft  uns  seewärts  weisen.  Wohl  ist  der 
Absatz  nach  Österreich-Ungarn  nicht  zu  unterschätzen.  Von 
einer  Milliarde  Mark  Halbfabrikate,  die  wir  1912  ins  Ausland 
gehen  ließen,  nahm  uns  Österreich-Ungarn  nicht  weniger  als 
175  Millionen  ab,  und  von  5800  Millionen  Mark  fertiger  Waren 
über  500  Millionen.  Auf  der  andern  Seite  vermochten  wir 
freilich  nach  den  drei  Ländern  Argentinien,  Brasilien,  Chile 
wohl  fast  nichts  an  Halbfabrikaten,  aber  an  fertigen  Waren 
ziemlich  so  viel  wie  nach  Österreich-Ungarn,  nämlich  —  wenn 
man  auf  den  Transit  über  Großbritannien  nicht  Rücksicht  nimmt 
—  für  472  Millionen  Mark  auszuführen.  Auch  nach  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  führten  wir  an  fertigen  Waren 
nicht  wesentlich  weniger  als  nach  Österreich-Ungarn  aus,  näm- 
lich für  460  Millionen,  trotz  der  überhohen  Schutzzölle  daselbst ! 
Dabei  ging  sehr  vieles  dahin  auf  dem  Wege  über  England, 
das  vor  dem  Kriege  immer  noch  der  erste  Zwischenhändler 
der  Welt  war. 

Sie  wissen  nun,  meine  Herrn,  bereits  —  Sie  haben  das  aus 
meinem,  den  Österreichern  und  Ungarn  unter  Ihnen  zuge- 
gangenen Referat  auf  der  Generalversammlung  des  deutschen 
Vereins  erfahren  —  daß  ich  dem  Zollunionsgedanken  volles  Ver- 
ständnis entgegenbringe ;  aber  doch  bin  ich  nur  so  lange  Freund 
desselben  und  in  dem  Maße,  als  er  ein  erreichbares  Ziel  darstellt, 
Freund  nicht  —  ich  sage  das  offen,  und  das  ist  nicht  schnöde, 
nicht  grundsatzlose  Opportunität,  sondern  bedeutet  nur  den 
Wunsch,  jede  Kraftvergeudung  zu  vermeiden,  und  das  Bewußt- 
sein, daß,  indem  man  dem  Besseren  nachgeht,  man  leicht  das 
Gute  gefährdet  — ,  nicht  Freund  also,  wenn  sie  schlechthin 
unerreichbar  ist.  Ich  bin,  wenn  sie  erreichbar  ist,  Freund  der 
Idee,  weil  ich  von  der  Verwirklichung  der  Zollunion,  wenn  sie 
schonend,  äußerst  schonend  vorbereitet  wird,  einen  Aufschwung 
ohne  gleichen  für  Österreich-Ungarn  erhoffe  und  seine  allmäh- 
liche Wieder  einreihung  in  den  Konzern  der  Weltwirtschaft, 
die  es  im  andern  Falle  nicht  zu  erreichen  vermag.  Österreich- 
Ungarn  muß  ja  heute  als  aus  der  Weltwirtschaft  bereits  aus- 
geschaltet gelten,  in  einem  Maße,  wie  es  weder  der  deutschen 
noch  der  Österreich-ungarischen  Öffentlichkeit  bewußt  ist. 
Österreich- Ungarn  exportierte  nach  sechs  Staaten  Süd-  und 
Mittelamerikas,  drei  Staaten  Ostasiens  und  vier  autonomen  eng- 
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lischen  Kolonien  für  60  Millionen  Mark,  Deutschland  exportierte 
dahin  für  1214  Millionen  Mark,  also  reichlich  das  Zwanzigfache. 

Der  wirtschaftliche  ßückstand  Österreich-Ungarns  zeigt 
sich  freilich  noch  eklatanter  in  anderen  Daten,  so  in  jenen  des 
Volksreichtnms  und  denen  der  Auswanderung.  Auch  darauf  sei 
darum  mit  einem  Worte  eingegangen. 

Die  weitaus  bedeutendste  Arbeit  über  den  Österreich-unga- 
rischen Volksreichtum  haben  wir  aus  der  Feder  eines  ungarischen 
Volkswirtes,  Professor  Fellner.  Danach  wäre  das  österreich- 
ungarische Volksvermögen  —  immer  vor  dem  Kriege  —  rund 
100  Milliarden  Mark  (126  Milliarden  Kronen).  Jenes  Deutsch- 
lands ist  etwa  350  Milliarden,  von  Steinmann-Bucher  ist  es 
sogar  auf  fast  400  Milliarden  Mark  berechnet.  Mögen  die 
Ziffern  auch  einzeln  Anlaß  zu  Anfechtungen  geben  —  man 
kann  ja  schon  über  den  Begriff  des  Volksreichtums  verschiedener 
Meinung  sein  — ,  ihre  Benützbarkeit  für  den  Vergleichszweck 
kann  nicht  wohl  bestritten  werden.  Der  deutsche  Nationalreich- 
tum ist  also  um  250  bis  300  °/0  größer  als  der  Österreich-unga- 
rische, während  das  Plus  der  Bevölkerung  nur  30  %  beträgt. 
Ist  nun,  so  muß  jeder  Österreicher  und  Ungar  sich  fragen,  jener 
ungeheure,  ja  ungeheuerliche  Unterschied  berechtigt,  und  kann 
man  hoffen,  ihm  auf  andere  Weise  beizukommen,  als  indem  man 
den  Kanal  erweitert,  der  die  reichtumbildenden  Eigenschaften  der 
deutschen  Volkswirtschaft,  den  Arbeitswillen,  die  Arbeitsdisziplin 
des  Deutschen,  dem  Österreicher  und  dem  Ungarn  nahebringt  ? ! 

Fassen  Sie  auch  das  traurige  Kapitel  der  Auswanderung  ins 
Auge.  Aus  Österreich-Ungarn  wanderten  in  dem  einen  Jahre 
1912/13  255000  Menschen  aus,  davon  aus  Österreich  137000, 
aus  Ungarn  118  000,  alles  Menschen,  die  in  der  binnenländischen 
Volkswirtschaft  keine  Verwendung  fanden  oder  entfernt  keine 
so  lohnende  wie  auswärts.  Der  Geburtenüberschuß  des  Jahres 
1912  war  keine  500000;  gut  die  Hälfte  ging  der  Monarchie 
also  durch  Auswanderung  verloren.  Je  geringer  der  Waren- 
export ist,  desto  größer  der  „Export"  an  Menschen! 

Stärkere  Beweiskraft  messe  ich  allerdings  den  Daten  des 
Volksvermögens  bei,  angesichts  deren  der  deutsche  Volkswirt, 
der  auf  diesem  Gebiete  am  meisten  gearbeitet  hat  sich  gerade- 
zu bekreuzigen  möchte  und  sie  für  unmöglich  hält,  während  er 
dann  doch  wieder  zugeben  muß,  daß  sie  mindestens  die  ungefähre 
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Wahrheit  —  eine  andere  als  eine  „ungefähre"  ist  ja  auf  diesem 
Gebiete  nicht  erreichbar  —  widerspiegeln.  In  der  Tat,  das  Wohl 
und  Wehe,  die  ganze  Zukunft  der  Österreich-ungarischen  Volks- 
wirtschaft ist  damit  vor  Ihnen,  meine  Herren,  aufgerollt.  Und 
ich  kenne  nun  kein  anderes  Mittel,  diese  Zukunft  sicherzustellen, 
die  erforderliche  Neuorganisation  der  Österreich-ungarischen 
Volkswirtschaft  einzuleiten  und  sie  auf  die  Höhe  der  Leistungs- 
fähigkeit der  deutschen  zu  bringen  oder  doch  nahe  an  diese 
heran  als  eine  so  innige  Verbindung  und  Verschwisterung,  wie 
eine  Zollunion  sie  schafft. 

Aber,  meine  Herren,  ich  halte  mir  durchaus  gegenwärtig, 
nicht  nur  daß  der  Widerstand  gegen  sie  ungeheuer  und  nicht 
von  einem  Tage  auf  den  andern  zu  besiegen  ist,  sondern  ich 
bin  mir  auch  darüber  ganz  im  klaren,  daß  nie  und  nimmer 
jener  große  Gedanke  anders  zu  verwirklichen  ist  als  im  ganz 
allmählichen  Abbau  jener  Verhältnisse,  die  den  Rückstand 
Österreich-Ungarns  begründen.  Darum  habe  ich  sozusagen  an 
die  Spitze,  an  die  Stirnseite  aller  meiner  auf  Zollunion  zielen- 
den Äußerungen  die  Forderung  gestellt:  mindestens  halbjahr- 
hundertjähriger Abbau  der  Zölle,  die  heute  die  beiden  Reiche 
trennen.  Der  österreichische  Handelsminister  Brück  hat  seinerzeit 
die  Zollunion  in  12  Jahren  fertig  machen  zu  können "  geglaubt, 
ein  zweifellos  auch  damals  unter  den  viel  primitiveren  Verhält- 
nissen jener  Zeit  viel  zu  kurzer  Zeitraum. 

Wir  in  Deutschland,  meine  Herren,  haben  aber  ein  selbst- 
verständliches Interesse  an  einem  auch  wirtschaftlich  starken 
Österreich-Ungarn.  Österreich-Ungarn  kann  uns  nicht  stark 
genug  sein!  Und  daher,  daher  allein  leitet  sich  unser  Interesse 
an  einer  Zollunion  ab,  nicht  daß  wir  im  zollgeeinten  Öster- 
reich-Ungarn unsere  Geschäfte  zu  besorgen  wünschen,  wie  in 
Österreich-Ungarn,  wenn  ich  richtig  berichtet  bin,  hin  und 
wieder  gemutmaßt  wird. 

Und  darum,  meine  Herren,  hielten  wir  auch  dafür,  daß  wir 
die  Idee  der  Zollunion  in  unseren  diesmaligen  Verhandlungen  immer 
noch  nicht  fallen  lassen  dürfen.  Der  Forderung  ist  die  denk- 
bar bescheidenste  Fassung  gegeben,  eine  Fassung,  die  in  keinem 
Verhältnis  zu  der  Bedeutung  des  Gegenstandes  steht,  eine  Fassung, 
die  aber  dem  tief  gewurzelten  Mißtrauen  Rechnung  trägt,  dem 
die  Idee  heute  noch  begegnet. 
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Die  Technik  der  Landwirtschaft  ist  in  Österreich-Ungarn 
nicht  auf  der  Höhe  der  deutschen.  In  Ungarn  lassen  die  Erträge 
noch  eine  Steigerung  um  50,  75,  stellenweise  um  100  %  und 
darüber  zu.  Auch  die  kaufmännische  Organisation  der  Industrie 
gestattet  weitgehende  Verbesserungen,  und  nicht  zuletzt  würde 
der  Großbetrieb,  der  durch  die  Erweiterung  des  Marktes  er- 
möglicht würde,  kostenermäßigend  und  einkommensteigernd 
wirken.  Die  Kleinhandelspreise  in  Österreich  sind  viel  zu 
hoch,  die  parasitären  Einkommen  jeder  Art  spielen  eine  viel 
zu  große  Eolle  durch  die  ganze  Breite  des  Volkskörpers  hin, 
wenigen  Überreichen  stehen  ohne  die  Brücke  eines  wirklich 
wohlhabenden  Bürgerstandes  Millionen  und  Abermillionen  gegen- 
über, deren  Lebensniveau  sich  mit  dem  der  Masse  bei  uns  in 
Deutschland  nicht  wohl  messen  kann. 

So  scheint  also,  daß  die  Frage  der  allmählichen  Anreicherung 
Österreich-Ungarns  mit  persönlichen  Kräften  und  mit  einer  Tech- 
nik, die  es  nach  dem  Maße  seiner  Bevölkerung  und  seiner  na- 
türlichen Hilfsmittel  schließlich  zur  wirtschaftlichen  Ebenbürtig- 
keit mit  dem  Deutschen  Reiche  zu  erheben  vermöchte,  vor  diesem 
Forum  nicht  ganz  aus  dem  Auge  verloren  werden  darf. 

Auf  Weiteres  gehe  ich  an  dieser  Stelle  nicht  ein.  Ich 
wiederhole  vielmehr  nur,  daß  mir  die  Schwierigkeiten  des  Gegen- 
standes in  allen  Teilen  voll  bewußt  sind,  daß  ich  aber  vor  ihnen 
nicht  die  Segel  streiche.  Die  offiziöse  Auslassung  aus  Österreich, 
auf  die  schon  mehrfach  Bezug  genommen  worden  ist  und  die  da 
zeigt,  daß  gewisse  Kreise  unseren  Auslassungen  nicht  hold  sind, 
weist  daraufhin,  daß  das  Verhältnis  zwischen  Österreich  und  Ungarn 
nicht  geklärt  sei  und  darum  das  Verhältnis  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland  noch  nicht  bereinigt  werden  könne. 
Vielleicht  ergeben  sich  aber  gerade  umgekehrt  aus  den  Be- 
dürfnissen der  Regelung  mit  Deutschland  Anregungen  und  Not- 
wendigkeiten für  die  Regelung  zwischen  Ungarn  und  Öster- 
reich. Wer  wollte  diese  Möglichkeit  leugnen !  Aber  auch  für  die 
kommenden  Friedensverhandlungen  gilt  es,  wenigstens  einiger- 
maßen gerüstet  zu  sein.  Fragen  kann  man  nicht  wohl  lösen, 
indem  man  sie  vertagt. 

Im  übrigen  stehe  ich  ganz  auf  dem  Boden  jener  Auslassung 
aus  dem  österreichischen  Ministerratspräsidium,  die  im  Kern 
nichts  anderes  als  den  weithin  bekannten  Satz  predigt,  daß  in 
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Geldsachen  die  Gemütlichkeit  aufhört.  Ist  dem  aber  so,  so  frage 
ich  immer  wieder,  ob  es  dann  berechtigt  und  notwendig  ist,  daß 
Österreich-Ungarns  Nationalreichtum  nicht  ein  Drittel  und  jener 
Ungarns  allein  etwa  ein  Zehntel  des  deutschen  erreicht,  und 
stelle  die  weitere  Frage,  auf  die  hier  hoffentlich  die  Antwort 
fällt,  über  welche  Mittel  und  Wege  wir  verfügen,  50,  100  Milli- 
arden den  wenig  über  100  Milliarden  von  heute,  den  also  viel- 
leicht 70  Milliarden  Österreichs,  den  35  Milliarden  Ungarns  im 
Vergleich  zu  den  350  Milliarden  Deutschlands,  zuwachsen  zu 
lassen. 

Diese  Frage  ist  mein  ceterum  censeo.  Man  habe  den  Mut, 
den  Dingen,  wie  sie  sind,  ins  Auge  zu  sehen.  Hie  ßhodus  hie 
salta.  Österreich-Ungarn  ist  mir  immer  als  ein  Land  von  großen 
Entwicklungsmöglichkeiten  erschienen.  Ich  möchte  von  Öster- 
reich-Ungarn sagen,  was  Graf  Szechenyi  dereinst  von  Ungarn 
gesagt  hat!  Es  ist  nicht  gewesen,  es  wird  sein!  Sie 
werden  mit  mir  sämtlich  einig  gehen  in  der  Überzeugung,  daß 
von  den  Reichtumsquellen,  über  die  die  beiden  Länder  verfügen, 
viele  noch  nicht  erschlossen  sind.  Unser  Wunsch  ist  aber  kein 
anderer,  als  daß  sie  endlich  angeschlagen  und  für  die  österreich- 
ungarische Allgemeinheit  nutzbar  gemacht  werden  möchten.  Wir 
wünschen  nicht  nur  einen  militärisch  mächtigen,  sondern  auch 
einen  wirtschaftlich  urgesunden  und  starken  Freund. 

Möchten  unsere  heutigen  Verhandlungen  uns  dem  Ziele,  das 
damit  bezeichnet  ist,  ein  Stück  näher  bringen! 


G.  Pätz'sche  Buchdr.  Lippert  &  Co.  G.  m.  b.  H.,  Naumburg  a.  d.  S. 
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